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Dieser Beitrag wurde erstmals wie folgt veröffentlicht:  

Astrid Epiney, Europas Verfassungsgemeinschaft – europarechtliche Per-

spektive -, in: Ulrich Hufeld/Astrid Epiney (Hrsg.), Europäisches Verfas-

sungsrecht. Textsammlung, Baden-Baden 2008, S. 9-34. Es ist möglich, 

dass die Druckversion – die allein zitierfähig ist – im Verhältnis zu die-

sem Manuskript geringfügige Modifikationen enthält.  

 

 

Das vorliegende Textbuch enthält mit der Zusammenstellung von Verfas-

sungen europäischer Staaten sowie den vertraglichen Grundlagen der Eu-

ropäischen Union und der Grundrechtecharta die „Verfassungsurkun-

de(n)“
1
 der Europäischen Union die rechtlichen Grundlagen des „europäi-

schen Verfassungsverbundes“
2
. Dieser Verfassungsverbund zeichnet sich 

durch eine auf der Übertragung von Hoheitsgewalt und damit auch Souve-

ränitätsrechten beruhenden Verflechtung nationaler Verfassung und der 

Unionsverträge aus. Letzteren – und vor diesem Hintergrund erscheint der 

Begriff des „europäischen Verfassungsverbundes“
3
 sehr treffend – kommt 

jedenfalls (auch) Verfassungscharakter zu, auch wenn im Zuge der bekann-

ten politischen Entwicklungen der „Vertrag über eine Verfassung für Eu-

ropa“ nun nicht zustande gekommen ist. Denn die – auf völkerrechtlicher 

Basis beruhenden, jedoch eine eigene Rechtsordnung begründenden
4
 – 

Verträge erfüllen seit geraumer Zeit alle Funktionen einer Verfassung, und 

auch ihre inhaltliche Ausgestaltung weist sie als Verfassungen aus: Sie 

                                                           
1
 Vgl. diesen Ausdruck in EuGH, Gutachten 1/91, Slg. 1991, I-6079, Ziff. 21 (EWR I). 

2
 Vgl. diesen Ausdruck bei Ingolf Pernice, Europäisches und nationales Verfassungsrecht, 

VVDStRL 60 (2001), 148 ff. S. sehr instruktiv auch Anne Peters, Elemente einer Theorie der 

Verfassung Europas, insbes. 207 ff. 
3
 Fn. 2.  

4
 EuGH, Rs. 26/62 (van Gend & Loos), Slg. 1962, 1, Ziff. 10.  
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formulieren gewisse zu beachtende grundlegende Werte (wie insbesondere 

Sicherung des Friedens, Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten, Demo-

kratie, Grundrechtsschutz, Nichtdiskriminierung), sehen Verfahren und In-

stitutionen zur Erzeugung, Anwendung und Kontrolle von Rechtsakten vor 

und stehen hierarchisch an oberster Stelle der durch sie geschaffenen 

Rechtsordnung.
5
  

Vor dem Hintergrund der Verfassungsqualität der EU-Verträge – die ihrer-

seits auf einer (gegenständlich beschränkten) Übertragung von Hoheitsge-

walt zurückgehen – beruht der europäische Verfassungsverbund auf einer 

zwischen Mitgliedstaaten und Union geteilten Souveränität. Dabei setzt 

dieser Ansatz selbstredend voraus, dass „Souveränität“ grundsätzlich tei l-

bar ist, was im Ergebnis zu bejahen ist.
6
 Versteht man nämlich Souveräni-

tät in dem Sinn, dass ein Hoheitsträger jedenfalls in bestimmten Grenzen 

und Bereichen autonom („souverän“) Hoheitsakte setzen kann, so muss 

Souveränität teilbar sein, wie die Verfassungen von Bundesstaaten illust-

rieren. In der EU könnte diese Teilsouveränität zwar deshalb in Frage ge-

stellt werden, weil sich die Hoheitsbefugnisse der EU von den Mitglied-

staaten ableiten, daher auch der bestenfalls missverständliche Ausdruck 

der Mitgliedstaaten als „Herren der Verträge“. Angesichts der jedenfalls 

bestehenden Autonomie des Unionsrechts dürfte dieser Gesichtspunkt aber 

nicht ausschlaggebend sein: Denn die Übertragung von Hoheitsgewalt auf 

die Union führt dazu, dass die Mitgliedstaaten Teile ihrer Souveränität 

„ausgegliedert“ haben, dies zusammen mit der Kompetenz der EU, über 

die Ausübung und Reichweite der Kompetenzen selbst zu entscheiden 

(auch und gerade über die dem EuGH obliegenden Zuständigkeiten). In der 

                                                           
5
 S. aus der Rechtsprechung EuGH, Gutachten 1/91, Slg. 1991, I-6079, Rn. 21 (EWR I), wo 

der Gerichtshof den Vertrag als „grundlegende Verfassungsurkunde“ bezeichnet. S. auch 

schon EuGH, Rs. 294/83 (Les Verts/Parlament), Slg. 1986, 1339, Rn. 23 („Verfassungsur-

kunde der Gemeinschaft“). Aus der Literatur zur Frage, ob und inwieweit den Verträgen 

„Verfassungscharakter“ zukommt, etwa Pernice, VVDStRL 2001 (Fn. 2), 148 (149 ff.); Ger-

trude Lübbe-Wollf, Volk, Demokratie, Verfassung – Die „Verfassung für Europa“ als Heraus-

forderung an die Verfassungstheorie, in: Winfried Kluth (Hrsg.), Europäische Integration und 

nationales Verfassungsrecht, 2007, 47 (52 ff.); Niels Petersen, Europäische Verfassung und 

europäische Legitimität – ein Beitrag zum kontraktualistischen Argument in der Verfassungs-

theorie, ZaöRV 2004, 429 ff. Zur Notwendigkeit einer Verfassung etwa Antonio Estella, 

Constitutional Legitimacy and Credible Commitments in the European Union, ELJ 2005, 22 

ff. 
6
 Zum Problemkreis ausführlich m.w.N. Astrid Epiney/Karine Siegwart/Michael Cottier/Nora 

Refaeil, Schweizerische Demokratie und Europäische Union, 1998, 126 ff.; Stefan Oeter, 

Souveränität und Demokratie als Probleme in der „Verfassungsentwicklung“ der Europäi-

schen Union, ZaöRV 1995, 659 (667 ff.). Für die Annahme einer zwischen EG und Mitglied-

staaten geteilten Souveränität auch Thomas Giegerich, Europäische Verfassung und deutsche 

Verfassung im transnationalen Konstitutionalisierungsprozess: wechselseitige Rezeption, 

konstitutionelle Evolution und föderale Verflechtung, 2003, 368, 488 ff.; Stefan Oeter, Föde-

ralismus, in: Armin von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, 2003, 59 (83 ff.). 
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letzten Konsequenz bedeutet dies, dass Souveränität nunmehr zwischen der 

Union und ihren Mitgliedstaaten geteilt ist mit der Folge, dass die nach wie 

vor bestehende Souveränität der Mitgliedstaaten eine durch die Hoheits-

rechte der EU beschränkte ist. Dabei ist diese Beschränkung jedoch - in-

soweit im Gegensatz zu einem Bundesstaat – keine „endgültige“, so dass 

ein Austritt aus der Europäischen Union möglich ist (s. insofern auch Art. 

50 EUV in der Fassung des Vertrages von Lissabon). Auch ändert die ge-

teilte Souveränität nichts daran, dass die Mitgliedstaaten ihre unmittelbare 

Völkerrechtssubjektivität bewahren.  

Im Folgenden geht es auf dieser Grundlage darum, quasi als Einführung in 

die Texte der nationalen Verfassungen und der „Verfassungsurkunde(n)“ 

der Europäischen Union den für eine Verfassungsurkunde zentralen Aspekt 

der Legitimation zu erörtern, dies in Bezug auf die EU-Verträge und inso-

fern komplementär zur Einführung von Ulrich Hufeld (in diesem Band). In 

einem Exkurs (B.) geht es sodann um die Art und Weise der „Einbindung“ 

der Schweiz in den europäischen Verfassungsverbund; der Schweiz kommt 

als Nichtmitgliedstaat der EU eine „Außenseiterrolle“ zu, wobei sie aber 

andererseits durch ein dichtes Netz sog. „bilateraler Verträge“ mit dem 

EU-Recht verbunden ist bzw. in Teile des acquis communautaire „einbe-

zogen“ ist.  

A. 

Ausgewählte Fragen der Legitimation in der Europäischen 

Union  

Ein zentrales Thema jeder Verfassung bzw. jeder Verfassungsurkunde ist 

die Frage der Legitimität bzw. Legitimation
7
, die in der Europäischen Uni-

on mit einem Bekenntnis zu einer Reihe von „Werten“ verbunden wird. So 

betont Art. 2 EUV in der Fassung des Vertrages von Lissabon:  

„Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Men-

schenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 

Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 

Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer 

Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, 

Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und 

Männern auszeichnet.“ 

Deutlich wird damit auch, dass für die Frage nach der Legitimität der Eu-

ropäischen Union im Allgemeinen und der Ausübung von Hoheitsgewalt 
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 Die beiden Begriffe sollen im Folgenden synonym verwendet werden.  
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durch EU-Organe im Besonderen nicht nur der Aspekt der Demokratie, 

sondern darüber hinaus eine Reihe weiterer Aspekte von Bedeutung sind, 

die sich im Wesentlichen im Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zusammen-

fassen lassen. Im Folgenden soll kurz auf diese „Legitimationsmechanis-

men“ in der EU eingegangen werden (I.), bevor ein im Vertrag von Lissa-

bon verankertes, im Vergleich zur geltenden Rechtslage innovatives In-

strument, nämlich die „Bürgerinitiative“, näher erörtert wird (II.).
8
  

Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Bandes ist noch nicht abzusehen, 

ob und wann der Vertrag von Lissabon, ggf. in einer modifizierten Form, 

in Kraft treten wird; da jedoch beim derzeitigen Stand der Dinge zu erwar-

ten ist, dass wesentliche Teile des Vertrages von Lissabon in der einen o-

der anderen Form Bestand haben werden, wird im Folgenden trotz der er-

wähnten Unsicherheit immer wieder auf Bestimmungen des Vertrages von 

Lissabon (mit) verwiesen.  

I. 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit als Grundlagen der 

Legitimation in der Europäischen Union  

1. Demokratische Legitimation in der Europäischen Union 

Die Problematik der Legitimation in der EU wird in aller Regel in erster 

Linie oder häufig gar ausschließlich mit dem sog. „Demokratiedefizit“ in 

der Europäischen Union in Verbindung gebracht. Dieses gehört seit länge-

rer Zeit und trotz ständiger Weiterentwicklung der Legitimationsmecha-

nismen in der EU zu den nach wie vor omnipräsenten „Schlagwörtern“ – 

wobei der Hinweis auf ein gewisses demokratisches Defizit in der EU 

durchaus seine Berechtigung hat, wenn hier auch zu differenzieren ist
9
 – 

im Zusammenhang mit der Frage nach der Legitimation des Unions-

                                                           
8
 Dabei beruhen die folgenden Überlegungen auf den Ausführungen bei Astrid Epiney, Euro-

päische Verfassung und Legitimation durch die Unionsbürger – zu den Rechten der Unions-

bürger in der Verfassung für Europa -, in: Stefan Kadelbach (Hrsg.), Europäische Verfassung 

und direkte Demokratie, 2006, 33 ff.; Astrid Epiney, Föderalismus in der EU – einige Überle-

gungen auf der Grundlage des Verfassungsentwurfs -, in: Manfred Zuleeg (Hrsg.), Die neue 

Verfassung der Europäischen Union, 2006, 47 ff.   
9
 Vgl. auf der Grundlage des Entwurfs über den Verfassungsvertrag zur Problematik m.w.N. 

Stefan Oeter, Demokratie im europäischen Verfassungsverbund. Überlegungen zum Entwurf 

eines Verfassungsvertrages für Europa, in: Manfred Zuleeg (Hrsg.), Die neue Verfassung der 

Europäischen Union, 2006, 69 ff. 
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rechts.
10

 Es kann hier weder darum gehen, diese Debatte (nochmals) aufzu-

rollen noch darum, die ganze Komplexität der Frage nach der demokrati-

schen Legitimation des Unionsrechts zu erörtern. Allerdings ist zusammen-

fassend auf drei, m.E. bedeutsame Aspekte der Problematik hinzuweisen, 

die in der Diskussion eine größere Beachtung verdienen, bevor auf einige 

zentrale Aspekte der Legitimation von Primär- und Sekundärrecht einge-

gangen wird:  

- Zunächst ist bei der Frage nach der Legitimation immer sehr genau da-

nach zu unterscheiden, was oder wer genau demokratisch legitimiert ist 

oder sein sollte. So ist insbesondere zwischen der Legitimation des Pri-

mär- und des Sekundärrechts zu differenzieren. Bei letzterem wiederum 

sind die Aspekte der Wahl und Zusammensetzung der Organe von Wil-

lensbildung und Rechtsetzungsverfahren sowie weiteren Elementen de-

mokratischer Legitimation zu trennen
11

. 

- Damit in engem Zusammenhang steht die Feststellung, dass die Rede 

von „dem“ Demokratiedefizit insofern sehr undifferenziert ist, als es 

eben sehr viele unterschiedliche Facetten der (möglicherweise teilweise 

fehlenden) Verwirklichung des Demokratieprinzips gibt. 

- Schließlich sei darauf hingewiesen, dass die (demokratische) Legitima-

tion des Unionsrechts jedenfalls nicht am Maßstab nationaler Formen 

und Mechanismen zu messen ist, sondern den Besonderheiten des Ge-

bildes sui generis der Europäischen Union Rechnung zu tragen hat. Vor 

diesem Hintergrund vermögen auch die grundsätzlichen Einwände ge-

gen die Möglichkeit einer demokratischen Legitimation auf EU-Ebene 

(also primär des Sekundärrechts) – Stichworte sind hier fehlende Souve-

ränität und nicht existentes „europäisches Volk“ – im Ergebnis nicht zu 

überzeugen
12

. 

 Insbesondere vermag das Fehlen eines „europäischen Volkes“, das eine 

gewisse „Homogenität“ aufweist, nichts an der Möglichkeit demokrati-
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 Vgl. aus der rechtswissenschaftlichen Literatur etwa die Ausführungen bei Gertrude Lüb-

be-Wolff, Europäisches und nationales Verfassungsrecht, VVDStRL 60 (2001), 246 (248 ff.); 

Brun-Otto Bryde, Demokratisches Europa und Europäische Demokratie, FS Manfred Zuleeg, 

2005, 131 ff., jeweils m.w.N. Aus politikwissenschaftlicher Sicht Erik Oddvar Eriksen/John 

Erik Fossum, Democrazy through Strong Publics in the European Union?, JCMS 2002, 401 

ff. Zur Verwirklichung des Demokratieprinzips in der Verfassung bzw. im Verfassungsent-

wurf etwa Anne Peters, European Democracy after the 2003 Convention, CMLRev. 2004, 37 

(45 ff.); Christian Calliess, Das Demokratieprinzip im europäischen Staaten- und Verfas-

sungsverbund, FS Georg Ress, 2005, 399 (405 ff.). 
11

 Vgl. im Einzelnen Epiney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie und Euro-

päische Union (Fn. 6), 157 ff. 
12

 Im Einzelnen m.w.N. Epiney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie und EU 

(Fn. 6), 122 ff., m.w.N.  
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scher Legitimation auf Unionsebene zu ändern: Denn „das Volk“ als 

Bezugspunkt demokratischer Legitimation ist nicht zwingend ein „ho-

mogenes Gebilde“, sondern regelmäßig in unterschiedlichem Ausmaß 

pluralistisch zusammengesetzt. Das Volk im Sinne des Trägers der ho-

heitlichen Gewalt in einer Demokratie ist damit von der „Nation“ im 

Sinne einer ethnisch-kulturell-geschichtlich zusammengehörigen Grup-

pe zu unterscheiden; wenn das Volk nicht unbedingt eine Nation sein 

muss, kann auch die Herrschaft des Volkes in einem anderen Gebilde 

als dem des Nationalstaates bestehen.
13

 Die Identität von „Volk“ und 

„Nation“ ist damit eine mögliche, aber keine notwendige Voraussetzung 

der „Volkssouveränität“ im Sinne der Legitimation von Herrschaftsge-

walt in eine Demokratie. Damit kann ein „Volk“ als Träger der Herr-

schaftsgewalt auch über die Einrichtung gemeinsamer Verfahren und 

die damit verbundene Ausübung einer gemeinsamen politischen Praxis 

entstehen; diese können dann zur Herausbildung der „vorrechtlichen 

Voraussetzungen“ demokratischer Willensbildung – wie etwa eine ge-

wisse gemeinsame „Öffentlichkeit“ – beitragen. Daher bilden die Uni-

onsbürger in der Europäischen Union durchaus ein „Volk“ im Sinne des 

Trägers demokratischer Herrschaftsgewalt.
14

 

Mit diesen Bemerkungen soll nicht die Existenz „eines“ Demokratiedefi-

zits und die auch auf der Grundlage des Vertrages von Lissabon sicherlich 

bestehenden Verbesserungsmöglichkeiten der (demokratischen) Legitima-

tion des Unionsrechts bestritten, sondern nur einer allzu schematischen und 

letztlich an nationalen Maßstäben orientierten Bewertung der Situation in 

der Europäischen Union entgegen getreten werden. So mag man sich über 

gewisse Besonderheiten insbesondere des Rechtssetzungsverfahrens in der 

Union oder auch die Zusammensetzung der Organe streiten; festzuhalten 

bleibt aber jedenfalls, dass sowohl die bedeutende Rolle der Kommission 

als (grundsätzliche) Initiatorin des Rechtssetzungsverfahrens als auch die 

nicht wirklich proportionale Vertretung der Mitgliedstaaten im Parlament 

bzw. die ebenfalls nicht proportional die Bevölkerung der Mitgliedstaaten 

widerspiegelnde Gewichtung der Stimmen im Rat und der doch relativ ge-

wichtige Einfluss des Rates letztlich durch die Besonderheiten der Europä-

ischen Union begründet sind. Eine bedeutende Rolle spielt hier sicherlich 

ein gewisser „Minderheitenschutz“ für kleine Staaten, aber auch der Um-
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 Ebenso Brun-Otto Bryde, Die bundesrepublikanische Volksdemokratie als Irrweg der De-

mokratietheorie, Staatswissenschaften und Staatspraxis 1994, 305 (307 ff.); Oeter, ZaöRV 

1995 (Fn. 6), 659 (688 ff.). 
14

 Vgl. hierzu bereits ausführlich m.w.N. Epiney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische 

Demokratie und EU (Fn. 6), 130 ff., wo auch der etwas anders ausgerichtete Ansatz des deut-

schen Bundesverfassungsgericht im „Maastricht-Urteil“ (BVerfGE 89, 155) kritisiert wird. 

Neuerdings i.Erg. ebenso, auch m.w.N. auf abweichende Ansichten Lübbe-Wolff, in: Europäi-

sche Integration (Fn. 5), 47 (52 ff.). 
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stand, dass die Union aus Staaten besteht, die eben nicht bereit waren bzw. 

sind, sich weitergehenden rein mathematischen Mehrheitsentscheidungen 

zu unterwerfen.
15

 

Versucht man vor diesem Hintergrund eine – hier notwendigerweise sehr 

rudimentär bleibende – Skizzierung der Mechanismen demokratischer Le-

gitimation auf der Ebene der Europäischen Union, so ist zwischen der Le-

gitimation des Primärrechts und derjenigen des Sekundärrechts zu unter-

scheiden:  

a) Zur Legitimation des Primärrechts  

Die Legitimation des Primärrechts ergibt sich aus Art. 48, 49 EUV (wobei 

der Vertrag von Lissabon in Art. 48 EUV substantielle Modifikationen 

vorsieht, insbesondere die Einführung eines „Konventsverfahrens“ und die 

Zweiteilung in ein „ordentliches“ und ein „vereinfachtes“ Änderungsver-

fahren): Letztlich geht es hier um ein Zusammenspiel europäischer Organe 

und mitgliedstaatlicher Mechanismen, wobei jedenfalls die Mitgliedstaaten 

im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zu-

stimmen müssen.
16

 Diese Art und Weise der Legitimation der „europäi-

schen Verfassungsurkunde“ ist insofern nicht ganz unproblematisch, als – 

aufgrund der letztlich entscheidenden innerstaatlichen Genehmigungspro-

zesse – die Legitimation des Primärrechts im Ergebnis insofern fragmen-

tiert ist, als sowohl zeitlich als auch im Hinblick auf das Verfahren in den 

verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedliche Grundsätze zum Zuge 

kommen.
17

  

Vor dem Hintergrund, dass die Verträge letztlich alle Funktionen einer 

Verfassung für den Verfassungsverbund der EU erfüllen,
18

 wäre es zu be-

grüßen, dass sich auch die demokratische Legitimation an einheitlichen 

Grundsätzen orientiert, so dass zumindest eine terminliche Abstimmung 

der Durchführung der innerstaatlichen Genehmigungsverfahren anzustre-

ben wäre. Angesichts des ungleichen „Legitimationsgewichts“ von Refer-

enden und parlamentarischen Zustimmungen wäre jedoch auch darüber 

hinaus eine gewisse Annäherung der Legitimationsverfahren in den Mit-

gliedstaaten sachdienlich. Ein Verfassungsdokument sollte nämlich in sei-

nem gesamten Geltungsbereich auf eine im Wesentlichen einheitliche Art 
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 Hierzu auch und i. Erg. ähnlich Lübbe-Wolff, in: Europäische Integration (Fn. 5), 47 (58 

ff.). 
16

 Vgl. in diesem Zusammenhang zur Frage der „Grenzen der Vertragsrevision“ etwa Markus 

Sichert, Grenzen der Revision des Primärrechts der Europäischen Union, 2005. 
17

 Zu dieser Problematik etwa Roland Bieber, Zur Ko-Existenz von Referenden und parla-

mentarischer Demokratie – das Beispiel der Ratifizierungsverfahren zur Europäischen Ver-

fassung -, in: Stefan Kadelbach (Hrsg.), Europäische Verfassung und direkte Demokratie, 

2006, 57 ff.  
18

 Vgl. oben sowie die Nachweise in Fn. 5. 
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und Weise legitimiert sein, will man der Gefahr eines Auseinanderbre-

chens langfristig begegnen. Nicht zu vernachlässigen ist in diesem Zu-

sammenhang auch, dass auf diese Weise zumindest teilweise der Gefahr 

begegnet werden kann, dass die Entscheidung über europapolitische The-

mata (eine Modifikation der Verträge) letztlich durch innenpolitische Fak-

toren bestimmt wird. Der nach wie vor völkerrechtlichen Grundlage der 

Europäischen Union könnte durchaus durch die Aufrechterhaltung des Er-

fordernisses der Zustimmung aller Mitgliedstaaten Rechnung getragen 

werden.  

b) Zur Legitimation des Sekundärrechts  

Die demokratische Legitimation des Sekundärrechts hingegen erfolgt im 

Wesentlichen auf unionsrechtlicher Ebene.
19

 Letztlich bestimmt sich die 

demokratische Legitimation in Anknüpfung an das Rechtsetzungsverfah-

ren, das – grob skizziert – in folgenden Schritten erfolgt:
20

  

- Die Rechtsetzungsinitiative geht grundsätzlich von der Kommission 

aus. Im Vorfeld eines solchen Rechtsetzungsvorschlags und selbstre-

dend auch nach seiner Vorlage finden umfangreiche Konsultationen in-

teressierter Kreise statt.  

 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass Art. 11 EUV in 

der Fassung des Vertrages von Lissabon ausdrücklich die Möglichkeit 

der Unionsbürger und von Verbänden, gegenüber den Organen und öf-

fentlich ihre Ansichten zu kommunizieren, vorsieht: Die Organe haben 

einen „offenen, transparenten und regelmäßigen Dialog“ mit repräsenta-

tiven Verbänden und der „Zivilgesellschaft“ zu führen; die Kommission 

wird gesondert erwähnt. Auch wenn diese Vorgaben recht vage bleiben, 

untermauern sie doch den verstärkten Willen der Union, die Bürger und 

Verbände in ihre Willensbildung einzubeziehen.  
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 Dabei wird hier die grundsätzliche Möglichkeit demokratischer Legitimation auf EU-Ebene 

vorausgesetzt und nicht noch eigens nachgewiesen, hierzu bereits ausführlich Epi-

ney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie und EU (Fn. 6), 122 ff.; grundle-

gend nunmehr Peters, Elemente einer Theorie der Verfassung Europas (Fn. 2), 626 ff. S. auch 

schon oben A.I., zu Beginn. Ebenso wird auf eine eigene Darstellung der personellen Legiti-

mation der an der Rechtsetzung beteiligten Organe verzichtet, hierzu Epi-

ney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie und EU (Fn. 6), 158 ff. 
20

 Ausführlich zur demokratischen Legitimation insbesondere des Sekundärrechts Winfried 

Kluth, Demokratische Legitimation, 1995, 69 ff.; Lübbe-Wolff, VVDStRL 60 (Fn. 10), 246 

(248 ff.); Torsten Stein, Demokratische Legitimierung auf supranationaler und internationaler 

Ebene, ZaöRV 2004, 563 ff.; Elisabeth Rumler-Korinek, Kann die Europäische Union demo-

kratisch ausgestaltet werden? – Eine Analyse und Bewertung aktueller Beiträge zur „europäi-

schen Demokratiedebatte“, EuR 2003, 327 ff.; Joseph H.H. Weiler, The Constitution of Eu-

rope, 1999, 246 ff.  
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- Das Mitentscheidungsverfahren ist bereits heute das in den meisten Fäl-

len zur Anwendung kommende Verfahren und soll durch den Vertrag 

von Lissabon (vgl. Art. 289 AEUV) zum „ordentlichen Gesetzgebungs-

verfahren“ aufgewertet werden, so dass sein Anwendungsbereich noch 

weiter ausgeweitet würde. Damit müssen also Rat und Parlament bei der 

Gesetzgebung zusammenwirken, und ein Rechtsetzungsakt kommt 

grundsätzlich – entsprechend einem Zweikammersystem – nur im Falle 

der Zustimmung beider Gremien zustande.  

- Die nationalen Parlamente sind damit nicht direkt in das Gesetzge-

bungsverfahren eingebunden; allerdings werden sie im Protokoll über 

die Rolle der nationalen Parlamente in der EU ausdrücklich erwähnt, 

und ihnen kommen Konsultativbefugnisse zu. Diese Rolle der nationa-

len Parlamente wird durch den Vertrag von Lissabon – der insofern an 

den Verfassungsvertrag anknüpft – spürbar und entscheidend aufgewer-

tet, wenn auch substantiell (vgl. aber auch den neuen Art. 12 EUV, der 

ausschließlich der Einbindung der nationalen Parlamente in den Gesetz-

gebungsprozess gewidmet ist) nur im Hinblick auf die Kontrolle der 

Einhaltung des Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzips (vgl. 

das Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und 

der Verhältnismäßigkeit
21

): Zunächst wird ein neues Verfahren im Hin-

blick auf die Kontrolle der Einhaltung der erwähnten Grundsätze einge-

führt, das die nationalen Parlamente einbezieht (sog. „Frühwarnsys-

tem“). Darüber hinaus sind dem Protokoll verschiedene verfahrensrecht-

liche Verpflichtungen der Unionsorgane zu entnehmen. Im Einzelnen ist 

insbesondere auf folgende Bestimmungen des Protokolls hinzuweisen: 

- Die Kommission wird verpflichtet, „umfangreiche Anhörungen“ vor 

der Unterbreitung eines Gesetzgebungsvorschlags durchzuführen 

(Art. 2). Weiterhin hat sie alle ihre Vorschläge dem Unionsgesetzge-

ber und den nationalen Parlamenten zu übermitteln; gleiches gilt für 

die legislativen Entschließungen des Europäischen Parlaments und 

die Gemeinsamen Standpunkte des Rates (Art. 4).  

- Der Kommission wird ausdrücklich eine Begründungspflicht im Hin-

blick auf die Darlegung der Einhaltung der Grundsätze der Subsidia-

rität und Verhältnismäßigkeit auferlegt, wobei die hierbei zu berück-

sichtigten Aspekte etwas näher präzisiert werden (Art. 5). Damit wird 

die bereits durch Art. 296 AEUV vorgeschriebene Begründungs-

pflicht präzisiert, was einerseits höhere Anforderungen an diese, an-

dererseits eine höhere diesbezügliche gerichtliche Kontrolldichte im-

plizieren dürfte.  
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 Zu diesem Protokoll Philipp Kiiver, The Treaty of Lisbon, the National Parliaments and the 

Principle of Subsidiarity, MJ 2008, 77 ff. 
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- Von großer Bedeutung sind sodann Art. 6, 7 des Protokolls: Danach 

kann jedes nationale Parlament und jede Kammer eines nationalen 

Parlaments binnen sechs Wochen ab Übermittlung des Vorschlags 

der Kommission in einer begründeten Stellungnahme darlegen, dass 

der Vorschlag nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist, und 

die Gemeinschaftsorgane werden verpflichtet, diese Stellungnahmen 

zu „berücksichtigen“. Angesichts des Fehlens weiterer Präzisierun-

gen dürfte damit nur – aber immerhin – eine Pflicht zur Kenntnis-

nahme und materiellen Auseinandersetzung mit den Stellungnahmen 

verbunden sein, nicht hingegen eine Pflicht, deren Schlussfolgerun-

gen auch tatsächlich in die Arbeiten einfließen zu lassen.  

- Wird von insgesamt einem Drittel bzw. einem Viertel
22

 der nationa-

len Parlamente bzw. der Kammern
23

 eine begründete Stellungnahme 

dahingehend abgegeben, dass der Kommissionsvorschlag nicht mit 

dem Subsidiaritätsprinzip im Einklang stehe, so hat die Kommission 

ihren Vorschlag zu „überprüfen“, was wohl eine Art qualifizierte ma-

terielle Auseinandersetzung mit den Einwänden impliziert. Die 

Kommission ist aber nicht zur Modifikation oder Rücknahme des Be-

schlusses verpflichtet, sondern kann daran festhalten, wobei sie ihre 

Entscheidung in jedem Fall begründen muss. Weiter werden für den 

Fall, dass die Anzahl der begründeten Stellungnahmen, wonach der 

Vorschlag für einen Gesetzgebungsakt nicht mit dem Subsidiaritäts-

prinzip im Einklang steht, mindestens eine einfache Mehrheit der 

Gesamtzahl der Stimmen erreicht, besondere Überprüfungs- und Be-

gründungsanforderungen im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens 

vorgesehen; im Falle einer Mehrheit von 55 % der Ratsmitglieder 

oder einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen im Europäischen Par-

lament gegen eine Vereinbarkeit des Vorschlags mit dem Subsidiari-

tätsprinzip wird der Vorschlag nicht weiterverfolgt (Art. 7 Abs. 3). 

- Art. 8 des Protokolls verweist einerseits auf die Nichtigkeitsklage, 

erweitert aber andererseits den Kreis der (möglichen) Aktivlegit i-

mierten, letzteres jedoch nur für die Geltendmachung einer Verlet-

zung des Subsidiaritätsprinzips: Danach können die Mitgliedstaaten 

vorsehen, dass die nationalen Parlamente bzw. deren Kammern vor 

dem EuGH eine solche Nichtigkeitsklage anstreben können, wobei 

die Klage allerdings von dem jeweiligen Mitgliedstaat „im Namen“ 

des Parlaments bzw. der Parlamentskammer zu übermitteln ist. Wei-
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 Für Vorschläge im Rahmen von Art. 68 AEUV (Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts).  
23

 Vgl. für die Berechnung der Stimmen Art. 7 Abs. 1 des Protokolls.  
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ter kann der Ausschuss der Regionen in den Fällen Nichtigkeitsklage 

erheben, in denen er zu einem Gesetzgebungsakt anzuhören ist.  

Insgesamt wird damit den nationalen Parlamenten eine relativ promi-

nente Rolle im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren eingeräumt, 

wobei aber zu betonen ist, dass sich diese „Sonderrechte“ ausdrück-

lich nur auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips beziehen
24

, so 

dass etwa Verstöße gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

oder sonstige Vertragsverstöße, wie z.B. das Überschreiten des An-

wendungsbereichs einer Rechtsgrundlage, nicht im Rahmen dieses 

Verfahrens geltend gemacht werden können.
25

 In diesem Rahmen 

wird den nationalen Parlamenten zwar kein „Veto-Recht“ einge-

räumt; allerdings wird die „Rechtfertigungsschwelle“ für die Kom-

mission doch spürbar herauf gesetzt. Hinzukommen die erwähnten 

Besonderheiten im Gesetzgebungsverfahren, die unter bestimmten 

Voraussetzungen letztlich eine (zusätzliche) „Blockierungsmöglich-

keit“ implizieren, wobei die entsprechende Entscheidung aber durch 

ein Unionsorgan gefällt werden muss. 

Abzuwarten bleibt (im Falle des Inkrafttretens des Protokolls), ob die 

Mitgliedstaaten es ihren Parlamenten bzw. Parlamentskammern er-

möglichen wollen, eine Klage vor dem EuGH zu veranlassen. Ebenso 

müsste sich die praktische Bedeutung dieses Instruments erst bewäh-

ren; insbesondere würde die Entwicklung zeigen, ob die nationalen 

Parlamente von ihren Rechten Gebrauch machen würden, woran an-

gesichts der kurzen Frist (sechs Wochen) für eine solche Eingabe, der 

Vielzahl von Rechtssetzungsakten auf Unionsebene und der bisheri-

gen insgesamt nicht in allen Mitgliedstaaten sehr aktiven EU-Politik 

der Parlamente zumindest Zweifel bestehen könnten.  

Die Zukunft wird ggf. zeigen, ob der EuGH seine Prüfungsdichte im 

Hinblick auf die Einhaltung der Voraussetzungen des Subsidiaritäts-

prinzips angesichts eines ausdrücklich vorgesehenen Kontrollmecha-

nismus’ speziell in Bezug auf die Einhaltung dieses Grundsatzes 

„verdichten“ wird. Hieran bestehen allerdings insofern gewisse 

Zweifel, als auch der Kontrollmechanismus nichts daran zu ändern 

vermag, dass die Voraussetzungen des Subsidiaritätsprinzips jeden-

falls relativ weitmaschig formuliert sind, so dass die Frage, ob und 

inwieweit seine Voraussetzungen erfüllt sind, notwendigerweise die 

Vornahme gewisser Wertungen mit sich bringt, die aber dem Uni-
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 Während sich die „erhöhte“  Begründungspflicht der Kommission darüber hinaus auch auf 

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit bezieht, Art. 5 des Protokolls.  
25

 Mitteilungs- und Konsultationspflichten gegenüber den nationalen Parlamenten werden 

aber allgemein im Protokoll über die Rolle der nationalen Parlamente in der EU festgelegt.  
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onsgesetzgeber überlassen bleiben muss. Hieran änderte dann auch 

der neue Kontroll- bzw. Frühwarnmechanismus nichts, zumal auch 

schon jetzt die Möglichkeit der gerichtlichen Kontrolle durchaus in 

gleichem Umfang, wenn auch die Klagebefugnis nun zumindest po-

tenziell erweitert wäre, gegeben ist. 

Zusammenfassend ist der derzeitige Legitimationsmechanismus des Se-

kundärrechts in der Europäischen Union damit in erster Linie durch einen 

„doppelten Strang“ gekennzeichnet:
26

 einerseits durch die (entscheidende) 

Mitwirkung des direkt gewählten Europäischen Parlaments, andererseits 

durch die Entscheidung des Rates, der seinerseits durch die entsprechenden 

mitgliedstaatlichen Verfahren legitimiert ist. Hinzukommen (teilweise nur 

im Falle des Inkrafttretens des Vertrages von Lissabon) im dargelegten 

Umfang die Beteiligungs- und Kontrollmöglichkeiten der nationalen Par-

lamente. Es ist unbestreitbar, dass dieses System sicherlich optimierungs-

fähig und ergänzungsbedürftig (auch durch gewisse weitere direkt-

demokratische Elemente) ist, wobei die hier in Aussicht genommenen Me-

chanismen je nach Sichtweise sehr variieren.
27

 Alle Defizite in der demo-

kratischen Legitimation auf EU-Ebene sollten jedoch nicht über den (gar 

nicht selbstverständlichen) Befund hinwegtäuschen, dass die von der Ge-

meinschaft angenommenen Rechtsakte durchaus demokratisch legitimiert 

sind und manche „Schwächen“ der demokratischen Legitimation – die ins-

besondere auch darauf zurückzuführen sind, dass es bislang nur in be-

schränktem Rahmen eine „europäische Öffentlichkeit“ gibt – durch weitere 

Legitimationsmechanismen, so insbesondere das noch zu erörternde 

Rechtsstaatsprinzip, „abgefedert“ werden können.   

2. Legitimation durch Rechtsstaatlichkeit  

Rechtsstaatlichkeit
28

 kann nicht nur als grundlegender Wert, den ein Ge-

meinwesen zu beachten hat, angesehen werden, sondern noch weitere 

Funktionen erfüllen. So kann sie insbesondere zur Legitimitation eines 

Gemeinwesens bzw. einer Rechtsordnung beitragen. Dies ist m.E. in be-

sonderer Weise im Rahmen der Europäischen Union der Fall: Gerade in 

einem Gemeinwesen, in dem das „Subjekt“ der demokratischen Legitima-

tionskette nicht ein „Volk“ im Sinne eines „europäischen Volkes“, sondern 

die Gesamtheit der Unionsbürger ist, die ihren Willen auf verschiedene 

Weise, so über die Wahl ihrer nationalen Parlamente (die dann wiederum 

in den meisten Mitgliedstaaten die Regierungen wählen, deren Mitglieder 
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 Zu diesem nur m.w.N. Oeter, in: Die neue Verfassung der EU (Fn. 9), 69 (74 f.), m.w.N. 
27

 Vgl. etwa die Überlegungen bei Lübbe-Wolff, VVDStRL 2001 (Fn. 10), 246 (255 ff.).  
28

 Zu den Elementen der Rechtsstaatlichkeit in diesem Zusammenhang m.w.N. nur Dieter 

Scheuing, Die neue Verfassung der Europäischen Union: über die Rechtsstaatlichkeit, in: 

Manfred Zuleeg (Hrsg.), Die neue Verfassung der Europäischen Union, 2006, 91 ff.  
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ihrerseits den Rat bilden), aber auch über die Wahl des Europäischen Par-

laments, ausdrücken, stellt die Beachtung des Grundsatzes der Rechtsstaat-

lichkeit auf Unionsebene eine tragende Voraussetzung für die Anerken-

nung des auf Unionsebene erlassenen Rechts dar. Denn das Rechtsstaats-

prinzip gewährleistet, dass die Vorgaben der Verfassungsurkunde ebenso 

wie gewisse Grundrechte eingehalten und eine (mögliche) Verletzung ge-

richtlich geltend gemacht werden kann. Nur unter dieser Voraussetzung ist 

letztlich die Übertragung der Hoheitsgewalt auf eine supranationale Orga-

nisation, der Kompetenzen zur Setzung zwingenden Rechts in beachtli-

chem Umfang eingeräumt werden, hinnehmbar. M.a.W.: Legitimation 

kann auch durch Legalität – die auch die Einhaltung der Rechte Einzelner 

impliziert – vermittelt werden
29

 bzw. letztere ist ein unverzichtbares Ele-

ment der Legitimation.
30

 Denn nur durch die Maßgeblichkeit der Rechts-

ordnung kann der Ausübung von Hoheitsgewalt Grenzen gesetzt werden. 

Damit ist das von den Unionsorganen gesetzte Recht auch aufgrund der 

Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze legitimiert, womit auch deutlich 

wird, dass sich diese Legitimation in erster Linie auf das Sekundärrecht 

bezieht.  

3. Insbesondere: Legitimation durch die Gewährleistung von Rechten Ein-

zelner  

Ein spezifischer Aspekt der Rechtsstaatlichkeit betrifft die Einräumung 

von Rechten für Unionsbürger, der (auch) legitimatorische Funktion und 

Bedeutung zukommen kann. Dabei geht (auch) diese „Schicht“ der Legi-

timation teilweise über die Frage nach der demokratischen Legitimation 

hinaus, da die Einräumung und die Ausübung von Rechten Einzelner nicht 

zwingend gleichzeitig die Wahrnehmung demokratischer Rechte impli-

ziert, sondern es sich auch um (sonstige) Individualrechte handeln kann.  

Die Einräumung von Rechten kann insbesondere aus drei Gründen einen 

Beitrag zur Legitimation einer Verfassungsordnung und des auf ihrer 

Grundlage angenommenen Rechts leisten: 

- Zunächst ist daran zu erinnern, dass Einzelne insofern in die Ausübung 

von Hoheitsgewalt einbezogen sind, als sie im Falle der (möglichen) 

Verletzung ihrer Rechte und damit (auch) des Legalitätsprinzips Rechts-
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 Vgl. hierzu Manfred Zuleeg, Demokratie in der Europäischen Gemeinschaft, JZ 1993, 1069 

(1071); Jochen A. Frowein, Die Verfassung der Europäischen Union aus der Sicht der Mit-

gliedstaaten, EuR 1995, 315 (321 ff.); Jo Shaw, The Many Pasts and Futures of Citizenship in 

the European Union, ELR 1997, 554 (562 f.); s. auch Gil Carlos Rodriguez Iglesias, Zur 

„Verfassung“ der Europäischen Gemeinschaft, EuGRZ 1996, 125 (130). 
30

 S. die Zusammenstellung ganz verschiedener Legitimitätsmodelle für die Europäische Ver-

fassung bei Peters, Elemente (Fn. 2), 499 ff., die selbst für eine „Legitimation durch Bewäh-

rung“ plädiert (580 ff.).  
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schutz beanspruchen können, was wiederum insofern im Zusammen-

hang mit der Legitimation der Rechtsordnung steht, als damit eine ge-

wisse Rechtmäßigkeitskontrolle ermöglicht wird.  

- Spezifisch in Bezug auf die EU-Verträge ist weiter anzufügen, dass die-

se – wie schon die früheren Verträge – den Rechtskreis der Einzelnen 

erheblich erweitern, indem sie den Unionsbürgern eine Reihe spezifi-

scher und in der Sache relativ weitreichender Rechte einräumen; soweit 

damit also den Unionsbürgern gerade aufgrund ihrer Eigenschaft als 

Unionsbürger zusätzliche Rechte zustehen (wie insbesondere Freizügig-

keit im Unionsgebiet oder Nichtdiskriminierung), ist vor dem Hinter-

grund der damit einhergehenden Erweiterung des Rechtskreises der 

Einzelnen von einer „Legitimation durch die Einräumung von Rechten“ 

auszugehen.
31

 Diese „Legitimationswirkung“ der Erweiterung der 

Rechtssphäre des Einzelnen entfaltet Rückwirkungen auch auf andere 

Aspekte der Verträge und indirekt auch des Sekundärrechts: Denn die 

den Unionsbürgern eingeräumten Rechte stellen „Grundprinzipien“ der 

Verträge dar, die sich als „Leitmotive“ auch in anderen Bereichen aus-

wirken, so dass sie letztlich zahlreiche Aspekte der Verträge und der 

Ausübung der Hoheitsgewalt auf ihrer Grundlage prägen. Zentral ist in 

diesem Zusammenhang auch, dass die (Rechts-) Beziehung zwischen 

den Unionsbürgern und der Union keine mittelbare, über die staatliche 

Hoheitsgewalt laufende, sondern eine unmittelbare ist: Rechte (und 

auch Pflichten) können für die Unionsbürger unmittelbar aus unions-

rechtlichen Bestimmungen fließen. 

- Schließlich ist noch eine Reihe von Rechten zu erwähnen, die es den 

Unionsbürgern – im Sinne einer „partizipativen Demokratie“ – ermög-

licht, in verschiedener Form an der demokratischen Willensbildung teil-

zunehmen. Solche Rechte stehen denn auch in engem Zusammenhang 

mit der demokratischen Legitimation im Sinne einer „Rückkopplung“ 

an den Volkswillen. 

Deutlich wird damit auch, dass die legitimatorische Wirkung der Einräu-

mung von Rechten für Unionsbürger auf verschiedenen Ebenen angesiedelt 

ist: Einerseits geht es – soweit die Achtung der Rechte Einzelner und des 

Legalitätsprinzips sowie die Erweiterung des Rechtskreises betroffen ist – 

primär (aber nicht nur, können doch solche Aspekte auch im Rahmen von 

Sekundärrecht relevant werden) um die Legitimation des Primärrechts. Die 

im Zusammenhang mit einer „partizipativen Demokratie“ zu sehenden 
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 Vgl. so i.Erg. auch Pernice, VVDStRL 60 (Fn. 2), 148 (170); s. auch die Überlegungen bei 

Peters, Elemente (Fn. 2), 552 ff., die im Zusammenhang mit der Legitimität einer Rechtsord-

nung bzw. Verfassung auch auf die Leistungen, die diese zum Wohlergehen ihrer Bürger her-

vorbringt, abstellt.  
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Rechte hingegen betreffen im Wesentlichen die Legitimation des Sekun-

därrechts.  

Dabei sei jedoch klargestellt, dass die Einräumung von Rechten immer nur 

ein – wenn auch nach der hier vertretenen Ansicht unabdingliches – Ele-

ment der Legitimation von Recht und Hoheitsgewalt sein kann, das immer 

durch andere, insbesondere demokratische Mechanismen zu ergänzen ist;
32

 

insofern ist es durchaus zutreffend, darauf hinzuweisen, dass zwar die Ein-

räumung von Rechten keiner demokratischen Legitimation bedarf, wohl 

aber die Setzung der Rahmenbedingungen ihrer Ausübung.
33

 Dies ändert 

aber nichts daran, dass die Einräumung von Rechten, verknüpft mit ihrer 

gerichtlichen Durchsetzbarkeit und der Beachtung des Legalitätsprinzips, 

als solche eine gewisse Legitimationswirkung der Rechtsordnung, die die-

se Rechte gewährt, entfalten kann und im Rahmen der EU aufgrund der 

besonderen Charakteristika der Unionsrechtsordnung eine besonders ge-

wichtige Rolle spielt. 

II. 

Zur „Bürgerinitiative“  

Art. 11 Abs. 4 EUV (in der Fassung des Vertrages von Lissabon) sieht vor, 

dass Unionsbürger die Kommission auffordern können, eine Gesetzge-

bungsinitiative zu ergreifen, dies im Hinblick auf die „Umsetzung“ der 

Verträge.
34

 Im Einzelnen zeichnet sich diese „Bürgerinitiative“ – deren 

Einzelheiten noch durch Verordnung festzulegen sind (Art. 24 Abs. 1 

AEUV) – durch eine Reihe von Charakteristika aus, wobei einige Aspekte 

sich allerdings nicht eindeutig aus dem Text der Bestimmung erschließen.  

Im Folgenden sollen die zentralen rechtlichen Fragen dieser Bestimmung 

erörtert werden, dies obwohl ihr Inkrafttreten aufgrund des bereits erwähn-

ten unsicheren Schicksals des Vertrages von Lissabon nicht sicher ist. Der 
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 Zu diesen oben A.I.1. 
33

 Vgl. Lübbe-Wolff, VVDStRL 60 (Fn. 10), 246 (251 ff.).  
34

 Diese Bestimmung geht ursprünglich wohl auf einen noch in anderem Zusammenhang dis-

kutierten entsprechenden Vorschlag Italiens und Österreichs zurück. Vgl. Agence Europe Nr. 

6823 vom 2.10.1996, wo noch die Rede davon war, dass 10 % der Unionsbürger aus mindes-

tens drei Mitgliedstaaten ein „europäisches Gesetz“ vorschlagen können. Unklar blieben hier 

noch die weiteren Aspekte eines solchen Instruments. S. im Übrigen Groupe de réflexion 

(1995), Rapport d’étape du président du Groupe de réflexion sur la Conférence intergouver-

nementale de 1996, Bruxelles, Conseil de l’UE, 22. Diese Überlegungen wurden von zwei 

Gruppen im Konvent wieder aufgegriffen, vgl. hierzu Peters, CMLRev. 2004 (Fn. 10), 37 

(44), m.w.N. 
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besseren Verständlichkeit sind die Ausführungen im Indikativ gehalten, 

auch wenn an sich der Konjunktiv angebracht wäre.  

1. Initiativberechtigte 

Das Initiativrecht steht insgesamt einer Million von Unionsbürgern (oder 

mehr) zu. Ausgeschlossen sind damit Drittstaatsangehörige, die nicht un-

terzeichnen dürfen bzw. deren Unterschrift nicht gezählt würde. 

Die Unterschriften müssen sodann von Staatsangehörigen aus einer „erheb-

lichen“ Anzahl von Mitgliedstaaten kommen. Dabei wird die hier genau 

notwendige Anzahl von Mitgliedstaaten durch Verordnung festgelegt wer-

den müssen, die allerdings die Vorgaben des Art. 11 Abs. 4 EUV (in der 

Fassung des Vertrages von Lissabon) zu beachten hat. Man wird das Krite-

rium der erheblichen Anzahl von Mitgliedstaaten wohl so auslegen müs-

sen, dass es tatsächlich nur um die Zahl der Mitgliedstaaten gehen kann, 

nicht hingegen zusätzliche Erfordernisse – wie insbesondere die geogra-

phische Verteilung der Mitgliedstaaten oder eine gewisse „Mischung“ zwi-

schen „großen“ und „kleinen“ Mitgliedstaaten – formuliert werden dürfen. 

Weiter ist bezeichnend, dass man das eher unbestimmte Kriterium der Er-

heblichkeit der Anzahl gewählt hat, nicht hingegen eine genauer bestimmte 

Vorgabe, wie etwa mindestens die Hälfte der Mitgliedstaaten. Gleichzeitig 

ist davon auszugehen, dass die Einführung des Erheblichkeitskriteriums 

zwar sicherstellen soll, dass nicht Bürger aus ganz wenigen Staaten eine 

solche Initiative ergreifen können sollen und diese damit zu einem Instru-

ment „nationalen Unmuts“ werden kann, dass es aber gleichzeitig das Er-

greifen einer Bürgerinitiative nicht übermäßig erschweren soll. Dies 

spricht – auch angesichts der inzwischen erreichten Anzahl an Mitglied-

staaten – dafür, dass die Erheblichkeitsschwelle doch deutlich unter der 

Hälfte der Mitgliedstaaten anzusiedeln ist. Ansonsten wird dem Gesetzge-

ber hier ein beträchtlicher Gestaltungsspielraum eingeräumt. 

2. Inhaltliche Anforderungen  

Inhaltlich muss die Initiative eine „Aufforderung“ an die Kommission ent-

halten, (im Rahmen ihrer Befugnisse) geeignete Vorschläge zu Themen zu 

unterbreiten, zu denen ein Rechtsakt der Union für die Umsetzung der Ver-

träge notwendig ist. Damit werden an die Initiative gewisse inhaltliche An-

forderungen gestellt: 

- Die Bürgerinitiative ist von ihrer Zielrichtung darauf ausgerichtet, ge-

setzgeberisches Tätigwerden in einem bestimmten Bereich zu initiieren. 

M.a.W muss Gegenstand der Initiative das Anliegen sein, dass in einem 

bestimmten Bereich ein (irgendwie gearteter) Rechtsakt erlassen oder 

angenommen wird. Damit sind Bürgerinitiativen, die andere Anliegen 
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verfolgen (etwa politische Stellungnahmen zu irgendeinem Thema), 

nicht statthaft. Andererseits ist der Begriff der Rechtsakte auf der 

Grundlage einer systematischen Auslegung weit auszulegen, so dass er 

alle Formen rechtsverbindlichen Handelns erfasst, unter Einschluss in-

dividuell-konkreter Akte. Gegenstand einer Bürgerinitiative kann so et-

wa auch der Erlass eines Beschlusses zur Ratifikation eines völkerrecht-

lichen Vertrages sein. 

 Im Übrigen kann sich die Bürgerinitiative nicht nur auf den Erlass von 

in der Kompetenz von Rat und Parlament liegenden Rechtsakten – wenn 

dies auch die Regel sein dürfte – beziehen, sondern auch auf solche, die 

in der Kompetenz anderer Organe liegen. Allerdings ist zu beachten, 

dass nur solche Aufforderungen zulässig sind, denen die Kommission 

im Rahmen ihrer Kompetenzen nachkommen kann, was anhand der 

Verträge zu prüfen ist. Diese Voraussetzung wird regelmäßig bei Auf-

forderungen zur Unterbreitung eines Vorschlags für „normale“ Rechts-

akte gegeben sein, kommt der Kommission doch in der Regel die Ge-

setzgebungsinitiative zu. Auch bei in ihren eigenen Kompetenzbereich 

fallenden Materien ist diese Voraussetzung gegeben, nicht aber regel-

mäßig in Bezug auf das Agieren unabhängiger Institutionen, wie z.B. 

die Europäische Zentralbank. 

- Die Anforderung einer Kompetenz der Kommission zur Unterbreitung 

eines Vorschlags impliziert auch, dass es sich um eine Materie handeln 

muss, die in der Kompetenz der Union liegt, kommt doch nur unter die-

ser Voraussetzung eine Kompetenz der Kommission zur Formulierung 

einer Initiative in Betracht. Ausgeschlossen sind damit Initiativen in der 

(ausschließlichen) Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 

- Notwendig, aber auch ausreichend, ist es aber, dass der Union grund-

sätzlich die Kompetenz zur Regelung der jeweiligen Materie zusteht, so 

dass es etwa unschädlich sein sollte, dass gewisse, in der Initiative 

(auch) angesprochene Aspekte diesen Anforderungen nicht genügen, 

obliegt es ja sowieso der Kommission, den Vorschlag zu konkretisieren. 

- Ansonsten werden keine präzisen inhaltlichen Anforderungen an Bür-

gerinitiativen gestellt. Schließen kann man daraus sicherlich, dass sie 

sehr allgemein formuliert sein können, muss die Kommission in ihrer 

Initiative die zu regelnden Aspekte sowieso noch präzisieren. Zulässig 

sind aber auch konkretere Vorschläge, womit noch nichts über die 

„Bindungswirkung“ der Initiative ausgesagt ist
35

. 
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- Fraglich könnte aber sein, ob Bürgerinitiativen eine gewisse inhaltliche 

Homogenität aufweisen müssen
36

. Dagegen könnte sprechen, dass es bei 

der Bürgerinitiative ja nicht um eine wirkliche „Gesetzgebungsinitiati-

ve“ in dem Sinn geht, dass über eine solche Vorlage dann auch abge-

stimmt wird, so dass die Verbindung mehrerer unzusammenhängender 

Materien letztlich eine unverfälschte Willenskundgebung verhinderte. 

Vielmehr steht nur eine Aufforderung an die Kommission zur Debatte, 

die ihrerseits dann noch aktiv werden muss, ganz abgesehen davon, dass 

das gesamte ordentliche Gesetzgebungsverfahren noch zu durchlaufen 

ist. Gleichwohl sprechen die besseren Gründe für das Erfordernis einer 

gewissen inhaltlichen Homogenität: Denn Sinn und Zweck der Bürger-

initiative bzw. ihr Hintergrund sind ja darin zu sehen, dass eine gewisse 

Anzahl von Unionsbürgern aus einer „erheblichen“ Anzahl von Mit-

gliedstaaten zum Ausdruck bringen können soll, dass ein bestimmtes 

Thema für (dringend) regelungsbedürftig erachtet wird. Insofern soll die 

Bürgerinitiative also einen Rückschluss auf den Willen und die Ansich-

ten der Initianten zulassen. Dies ist aber nur möglich, wenn eine gewis-

se inhaltliche Homogenität bzw. Einheit der Materie gegeben ist, da an-

sonsten nicht sicher ist, ob wirklich eine Million Bürger ein bestimmtes 

Thema für regelungsbedürftig halten, können sie doch aus ganz ver-

schiedenen Gründen unterschrieben haben
37

. Allerdings sollten die An-

forderungen an die „Homogenität“ der Bürgerinitiative nicht zu streng 

formuliert werden, geht es doch nur darum zu garantieren, dass die Ini-

tianten bzw. Unterzeichnenden ihren Willen wirklich zum Ausdruck ge-

bracht haben. Daher dürfte die „Einheit der Materie“ nur dann verletzt 

sein, wenn zwischen den erfassten Bereichen vernünftigerweise tatsäch-

lich keinerlei Sachzusammenhang festzustellen ist. 

- Schließlich muss es sich um Themen handeln, zu denen ein Rechtsakt 

„die“ Verträge „umsetzt“. Dieser äußerst unklaren Formulierung – was 

ist mit „die“ Verträge gemeint (Zielbestimmungen, einzelne Politikbe-

reiche u.a.m.)? Wie ist der Bezug auf die „Umsetzung“ zu verstehen? – 

dürfte im Ergebnis keine eigenständige Bedeutung zukommen: Ist näm-

lich die Kompetenz der Union zur Regelung eines bestimmten Bereichs 

zu bejahen, dürfte es in aller Regel auch um Themata gehen, die „die 

Verträge umsetzen“, da die Kompetenznormen ja gerade dazu dienen, 

                                                           
36

 Vgl. in diesem Zusammenhang zu dem Erfordernis der „Einheit der Materie“ bei Verfas-

sungsinitiativen in der Schweiz Art. 194 Abs. 2 BV. Aus der Literatur Ulrich Häfelin/Walter 

Haller, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 6. Aufl., 2005, Rn. 1787 ff.; René Rhinow, 

Grundzüge des schweizerischen Verfassungsrechts, 2003, Rn. 435 ff.  
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 Nur ergänzend sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass die Initiative in der 

Form einer allgemeinen Anregung in der Schweiz (Art. 139 BV) ebenfalls die Einheit der 

Materie zu wahren hat. 
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die Zielsetzungen der Verträge zu „operationalisieren“. Zudem ist da-

rauf hinzuweisen, dass dieses Erfordernis (nur) nach Ansicht der Init i-

anten gegeben sein muss, und über Ansichten (auch solche juristischer 

Natur) lässt sich ja bekanntlich gut streiten. 

3. Rechtswirkung  

In Bezug auf die Rechtswirkung dieser Bestimmung ist davon die Rede, 

dass die Kommission „aufgefordert“ werden kann, entsprechende Vor-

schläge zu unterbreiten. Diese Formulierung – die auch in anderen Sprach-

fassungen nicht klarer ausfällt
38

 – wirft die Frage auf, ob die Kommission 

verpflichtet ist, einer solchen Initiative Folge zu leisten oder ob sie die 

Bürgerinitiative als eine Art Denkanstoß betrachten kann, den sie weiter-

verfolgen kann oder auch nicht. Im Ergebnis sprechen die überzeugenderen 

Gründe für die erstgenannte Ansicht: Handelte es sich nur um eine Art un-

verbindliche Anregung, hätte es einer expliziten Regelung gar nicht be-

durft, steht es doch sowieso jedem frei, der Kommission „sachdienliche 

Hinweise“ für die Planung ihrer Aktivitäten zu geben. M.a.W. spricht die 

Formalisierung der Initiative eindeutig für eine Rechtspflicht der Kommis-

sion, zu den betroffenen Bereichen Gesetzgebungsinitiativen vorzulegen. 

Insbesondere wäre es auch widersinnig, von den Initianten den doch nicht 

unbeträchtlichen Aufwand des Sammelns von einer Million Unterschriften 

in mehreren Mitgliedstaaten zu verlangen, wenn der Initiative keinerlei 

Rechtswirkung zukäme. Im Übrigen ist auf Ziel und Zweck der Bestim-

mung und ihren effet utile hinzuweisen: Die Bürgerinitiative soll doch er-

sichtlich ermöglichen, dass Unionsbürger auf diesem Weg ihre Anliegen 

vorbringen können, damit diese auch tatsächlich in das Gesetzgebungsver-

fahren der Union einfließen können. Diese Zielsetzung der Ermöglichung 

eines direkten Einbringens der Unionsbürger würde aber vereitelt, wenn 

dem Einreichen der Initiative keinerlei verbindliche Rechtswirkung für die 

Kommission zukäme. Damit ist die Kommission also verpflichtet, im Falle 

des Zustandekommens einer Bürgerinitiative auch tatsächlich in dem be-

troffenen Bereich einen Gesetzgebungsvorschlag zu unterbreiten. 

Kommt sie dieser Verpflichtung nicht nach, ist die Untätigkeitsklage (Art. 

265 AEUV) statthaft, wobei jedenfalls Mitgliedstaaten und Organe aktiv-

legitimiert sind. Einzelne – also die Initianten – scheinen nach Art. 265 

Abs. 3 AEUV nicht aktivlegitimiert zu sein, da ja nicht die Unterlassung 

des Erlasses eines an sie gerichteten Rechtsakts zur Debatte steht. Diese 

wohl ohne Berücksichtigung der in Art. 11 Abs. 4 EUV (in der Fassung 

des Vertrages von Lissabon) gegebenen Konstellation formulierte Bestim-
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mung könnte aber analog anwendbar sein, geht es doch um das Unterlassen 

eines rechtserheblichen Verhaltens (Unterbreiten einer Gesetzgebungsiniti-

ative), auf das ein Recht besteht; dieses Recht wird aber durch die Initian-

ten ausgeübt, so dass Vieles dafür spricht, diese Situation – in der letztlich 

ein Recht der Initianten (möglicherweise) verletzt wird – der Situation in 

Art. 265 Abs. 3 AEUV gleichzustellen und diese Bestimmung analog her-

anzuziehen. 

4. Inhaltliche Bindung der Kommission  

Trotz der somit gegebenen Verbindlichkeit der Bürgerinitiative in Bezug 

auf den Grundsatz des Tätigwerdens der Kommission ist damit noch nicht 

die Frage beantwortet, ob und inwieweit die Kommission auch inhaltlich 

an die Bürgerinitiative gebunden ist. M.a.W.: Muss die Kommission einen 

Gesetzgebungsvorschlag unterbreiten, der in Bezug auf die inhaltliche 

Stoßrichtung den Anliegen der Initianten Rechnung trägt oder muss die 

Kommission (nur) „irgendeinen“ Vorschlag in dem betreffenden Gebiet 

formulieren, der dann auch in eine völlig andere Richtung, als von den Ini-

tianten intendiert, gehen kann? 

Der Wortlaut des Art. 11 EUV legt – auch in anderen Sprachfassungen – 

eher nahe, dass keine Verpflichtung der Kommission in diese Richtung be-

steht, wird doch nur davon gesprochen, dass sie geeignete Vorschläge zu 

den betreffenden Themen unterbreitet
39

, ohne dass Bezug auf den Inhalt 

der Bürgerinitiative genommen wird. Der effet utile des Art. 11 Abs. 4 

EUV könnte zwar gegen die Unverbindlichkeit der inhaltlichen Stoßrich-

tung der Bürgerinitiative angeführt werden, könnte auf dieser Grundlage 

doch ein dem Willen der Initianten widersprechender Text vorgeschlagen 

werden. Gleichwohl sprechen die besseren Gründe unter Berücksichtigung 

der Einbettung der Bürgerinitiative in die institutionellen Strukturen der 

Union gegen eine „inhaltliche Bindungswirkung“ derselben: Denn die Ver-

träge gehen nach wie vor davon aus, dass das „Initiativmonopol“ grund-

sätzlich bei der Kommission liegt; Hintergrund ist die spezifisch unions-

rechtliche Erwägung, dass die Kommission als unabhängiges Organ am 

besten in der Lage ist, den Interessen der Union und den Vorgaben der 

Verträge Rechnung tragende Vorschläge zu unterbreiten
40

. Diese Rolle der 

Kommission würde aber in Frage gestellt, wäre sie verpflichtet, sich in-

haltlich vollumfänglich an die Anliegen der Initianten anzulehnen; sie 

könnte dann inhaltlich nicht mehr diejenigen Vorschläge unterbreiten, die 

ihr im Gesamtkontext des Unionsrechts und der Unionspolitiken sachdien-
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 Zum (Quasi-) „Initiativmonopol“ der Kommission etwa Roland Bieber, in: Roland Bie-

ber/Astrid Epiney/Marcel Haag, Die Europäische Union, 7. Aufl., 2006, § 7, Rn. 8 ff. 
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lich erscheinen, sondern müsste spezifischen (Sonder-) Anliegen Rechnung 

tragen. Daher spricht Vieles dafür, die Bürgerinitiative als ein Recht, die 

Kommission verbindlich aufzufordern, in einem bestimmten Bereich tätig 

zu werden, zu verstehen, ohne dass damit der Inhalt dieser Tätigkeit „vor-

gespurt“ werden könnte. Für diesen Ansatz spricht auch, dass jedenfalls 

Rat und Parlament nicht an den Inhalt einer Bürgerinitiative gebunden wä-

ren, sind sie doch nach dem insoweit klaren Wortlaut des Art. 11 Abs. 4 

EUV nicht Adressaten der Bürgerinitiative. Diesem Ansatz können auch 

nicht demokratietheoretische Erwägungen entgegen gehalten werden, geht 

es doch nur um das Anliegen einer insgesamt sehr kleinen Minderheit der 

Unionsbürger. Deutlich wird damit, dass Art. 11 Abs. 4 EUV eben gerade 

keine „echte Initiative“ in dem Sinn beinhaltet, dass die Initianten wirklich 

zwingend durchsetzen könnten, dass ein Anliegen bzw. ein Text Eingang 

in die Rechtsordnung findet; vielmehr ist die Bürgerinitiative als „Gesetz-

gebungsanstoßrecht“ konzipiert und erschöpft sich hierin. Immerhin ist 

aber wohl anzunehmen, dass die Kommission in der Praxis die inhaltlichen 

Anliegen der Initianten in der Regel jedenfalls sorgfältig prüfen wird. 

Nur am Rande sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass das 

in Art. 208 EGV (Art. 241 AEUV) enthaltene „Aufforderungsrecht“ des 

Rates eine ähnliche Formulierung enthält: Danach kann der Rat die Kom-

mission auffordern, (u.a.) Gesetzgebungsvorschläge zu unterbreiten. Diese 

Bestimmung wird – trotz fortbestehender Meinungsverschiedenheiten – 

(inzwischen) mehrheitlich zutreffenderweise so ausgelegt, dass die Kom-

mission zwar hinsichtlich des „Ob“ des Tätigwerdens grundsätzlich
41

 an 

eine solche Aufforderung gebunden ist, hinsichtlich des „Wie“ hingegen 

ein denkbar weiter Gestaltungsspielraum besteht
42

, hat die Kommission 

doch im Rahmen ihrer Befugnisse nicht „Weisungen“ des Rates zu befol-

gen. Insofern bestehen also gewisse strukturelle Parallelen in Bezug auf 

die Rechtswirkungen einer Aufforderung nach Art. 11 Abs. 4 EUV und 

Art. 208 EGV bzw. 241 AEUV. 

5. Keine Erfolgsgarantie  

Unterbreitet die Kommission – entsprechend ihrer Pflicht – einen Gesetz-

gebungsvorschlag in dem jeweiligen Bereich, ist keineswegs sicher, dass er 

in dieser oder modifizierter Form auch angenommen wird. Vielmehr 

nimmt dann das Gesetzgebungsverfahren seinen normalen Verlauf, und es 

ist möglich, dass insbesondere Rat und Parlament den betreffenden Akt gar 
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 Von Ausnahmefällen abgesehen, die in Art. 11 Abs. 4 EUV im Wesentlichen schon durch 

die Erfordernisse der „Umsetzung von Verfassungszielen“ und des Bestehens einer Kompe-
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 Vgl. Waldemar Hummer/Walter Obwexer, in: Rudolf Streinz (Hrsg.), EUV/EGV, 2003, 

Art. 208, Rn. 13, m.w.N. 
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nicht annehmen. Deutlich wird damit einmal mehr, dass es bei der Bürger-

initiative nicht um ein eigentliches direkt demokratisches Recht geht, das 

eine Gesetzgebung unabhängig von den repräsentativen Organen initiieren 

kann, sondern um einen „Denkanstoß“ zu Beginn des Gesetzgebungsver-

fahrens, der aber in keiner Weise dazu führt, dass die ordentlichen Verfah-

ren modifiziert werden. 

6. Verfahrensrechtliche Aspekte   

Schließlich sei noch kurz auf einige verfahrensrechtliche Aspekte einge-

gangen, die im Wesentlichen in dem Durchführungsbeschluss, der in die 

Form einer Verordnung zu kleiden ist (Art. 24 Abs. 1 AEUV), zu präzisie-

ren und zu formulieren sein werden: 

- Die Art und Weise der Unterschriftensammlung ist zu regeln (Dauer, 

Anmelden des Beginns, „offizielle“ Formulare u.a.m.). 

- Die zuständige Stelle für die Überprüfung der verfahrensrechtlichen An-

forderungen (Korrektheit der Unterschriftensammlung, Überprüfen der 

Unterschriften) muss bestimmt werden. 

- Nicht durch Art. 11 Abs. 4 EUV festgelegt sind die Folgen der Nicht-

einhaltung der inhaltlichen Anforderungen an die Bürgerinitiative. Je-

denfalls kann sie in einem solchen Fall keine rechtliche Bindungswir-

kung entfalten, setzt diese doch die Einhaltung der inhaltlichen Anfor-

derungen voraus. Fraglich ist aber (und somit festzulegen), wer die Ein-

haltung dieser inhaltlichen Anforderungen überprüft. In Frage kommt 

jedenfalls die Kommission, aber auch ein speziell hierzu bestelltes Or-

gan. Dieses müsste entweder zum Zeitpunkt des Anmeldens der Unter-

schriftensammlung oder bei Einreichung der Unterschriften die Einhal-

tung der materiellen Anforderungen der Initiative überprüfen und diese 

ggf. für „nichtig“ erklären. 

- Gegen eine „Nichteintretensentscheidung“ auf eine Bürgerinitiative – 

sei sie nun aus formellen oder materiellen Gründen erfolgt – müsste der 

Rechtsweg eröffnet sein, wobei ggf. (falls die Kommission über die Zu-

lässigkeit der Bürgerinitiative entscheidet) die Nichtigkeitsklage (Art. 

263 AEUV) einschlägig wäre. Ansonsten müsste der Durchführungsbe-

schluss den Rechtsschutz regeln. 

7. Ausblick: Ausweitung direkt-demokratischer Rechte in der Union?   

Die Ausführungen zu Art. 11 Abs. 4 EUV lassen erkennen, dass diese Be-

stimmung zwar schon deshalb beachtenswert ist, weil sie ein gewisses di-

rekt demokratisches Element in den EU-Vertrag einführte; bislang ist den 

Unionsbürgern jegliche direkte Teilnahme an der Unionsgesetzgebung – 

jedenfalls auf „formellem Weg“ – verwehrt. Andererseits haben die Aus-
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führungen deutlich gemacht, dass es bei Art. 11 Abs. 4 EUV mitnichten 

um ein eigentliches direkt demokratisches Recht in dem Sinn geht, dass ei-

ne gewisse Anzahl von Bürgern eine Abstimmung über einen bestimmten 

Gegenstand erzwingen kann; vielmehr geht es nur (aber immerhin) um ein 

formalisiertes Recht, eine Gesetzgebung „anzustoßen“; in welche Richtung 

dieser Anstoß aber erfolgt und ob ihm im Endeffekt Erfolg beschieden sein 

wird, liegt außerhalb des Einflussbereichs der Bürger allein in den Händen 

der Organe der EU, die nach den einschlägigen Verfahren entscheiden (die 

aber natürlich ihrerseits demokratisch ausgestaltet sind, wenn man hier 

auch nach wie vor gewisse Unzulänglichkeiten ausmachen mag
43

). Die 

Bürgerinitiative führt gerade nicht dazu, dass (teilweise) die bestehenden 

Gesetzgebungsverfahren in irgendeiner Form modifiziert oder durch ande-

re Verfahren ergänzt werden. 

Aufgeworfen wird damit die Frage, ob und inwieweit prospektiv eine Er-

weiterung bzw. genauer Einführung direkt demokratischer Rechte in der 

EU in Betracht gezogen werden sollte. Diese Frage ist natürlich primär po-

litischer Natur; immerhin sei aus rechtlicher Sicht hier bemerkt, dass gegen 

die Einführung direkt demokratischer Elemente in der Union – ebenso we-

nig wie gegen die grundsätzliche Möglichkeit der demokratischen Legit i-

mation in der Union – jedenfalls nicht geltend gemacht werden kann, die 

Unionsbürger seien zu wenig „homogen“: Der Umstand, dass die Unions-

bürgerschaft eine rechtliche und politische Zugehörigkeit der Unionsbürger 

zur Union zu begründen vermag
44

, reicht grundsätzlich aus, damit die Uni-

onsbürger – auch unter Berücksichtigung der Gesamtheit ihrer Rechte (und 

Pflichten) – einen (wenn auch nicht den alleinigen) Bezugspunkt demokra-

tischer Legitimation darstellen; demokratische Legitimation ist eine polit i-

sche und rechtliche Form der Legitimation von Macht, so dass eine rechtli-

che und politische Beziehung zu der jeweiligen Hoheitsgewalt – wie sie 

durch die Unionsbürgerschaft gerade hergestellt wird – ausreichend ist. 

Deutlich wird damit, dass die Argumentation, wonach direkt demokrati-

sche Rechte sozusagen per se nicht mit der Natur der Union und ihrer 

Struktur vereinbar wären, nicht stichhaltig ist und letztlich von der eminent 

politischen Frage ablenkt
45

. 

Dieser somit entscheidenden politischen Frage nach der Opportunität der 

Einführung direkt demokratischer Rechte in der Union kann hier nicht ver-

tieft nachgegangen werden; bemerkt sei aber, dass direkt demokratische 

Rechte grundsätzlich selbstverständlich das sicherlich nach wie vor beste-
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Strukturen Astrid Epiney, Le référendum européen, in: Andreas Auer/Jean-François Flauss 

(Hrsg.), Le référendum européen, 1997, 287 (300 ff.).  
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hende „Demokratiedefizit“
46

 teilweise abbauen könnten und einen Beitrag 

zur Stärkung demokratischer Legitimation leisten können
47

. Ob man diesen 

Weg gehen oder eher auf eine (weitere) Anpassung repräsentativer Mecha-

nismen setzen will, ist – wie gesagt – eine politische Frage. Sollte man die 

Einführung direkt demokratischer Rechte in Erwägung ziehen – was man 

aus guten Gründen, etwa die Stärkung der „Bürgernähe“ der Entscheidun-

gen auf EU-Ebene oder auch eine gewisse Annäherung der verschiedenen 

„Staatsvölker“ über die Diskussion von Sachfragen sowie eine Stärkung 

(neben dem Parlament) der Legitimationsmechanismen auf Unionsebene, 

tun  kann –, so müssten sich die Instrumente jedenfalls in den (institutio-

nellen) Rahmen der Union einbetten und ihren Eigenarten Rechnung tra-

gen. Es erscheint grundsätzlich durchaus möglich, direkt demokratische 

Instrumente einzuführen, die über Art. 11 Abs. 4 EUV hinausgehen, ohne 

die grundsätzliche institutionelle Struktur der Union und ihre Eigenarten 

(inkl. ihrer Zusammensetzung aus Mitgliedstaaten) in Frage zu stellen. In 

Weiterführung der Idee des Art. 11 Abs. 4 EUV könnte man etwa an eine 

„echte“ Gesetzesinitiative in der Form einer allgemeinen Anregung, der 

der Gesetzgeber dann Rechnung tragen müsste, denken. Im Unterschied zu 

Art. 11 Abs. 4 EUV würde hier also auf Unionsebene – nach der Einrei-

chung einer bestimmten Anzahl von Unterschriften aus einer bestimmten 

Anzahl von Mitgliedstaaten – eine entsprechende Abstimmung stattfinden. 

B. 

Exkurs: zur Einbindung der Schweiz in den europäischen 

Verfassungsverbund  

Bekanntlich ist die Schweiz bislang der Europäischen Union nicht beige-

treten, und es ist nicht zu erwarten, dass ein solcher Beitritt in den nächs-

ten Jahren erfolgen wird. Da die Schweiz aber in vielfältiger Weise als 

„Insel in der Europäischen Union“ mit der EU und ihren Mitgliedstaaten 

verflochten ist, wobei nicht nur wirtschaftliche, sondern auch zahlreiche 

andere Aspekte betroffen sind, wurde schon vor einiger Zeit klar, dass die 

Schweiz verschiedene Gesichtspunkte ihrer Beziehungen zur EU auf ver-

traglicher Ebene regeln musste. Diese Notwendigkeit verstärkte und weite-

te sich im Zuge der „Vertiefung“ der Integration in der EU aus. 
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Nachdem der erste umfassende Versuch einer „Einbindung“ der Schweiz 

in Teile des acquis communautaire durch die Ablehnung des Europäischen 

Wirtschaftsraums (EWR) am 6. Dezember 1992 in einer Volksabstimmung 

gescheitert ist, steht heute der sog. bilaterale und sektorielle Ansatz im 

Vordergrund: Es handelt sich hier um verschiedene Abkommen in unter-

schiedlichen Bereichen, die – entweder nach Ansicht der Schweiz oder 

nach Ansicht der EU – einer Regelung bedürfen, und es werden jeweils be-

reichsspezifische Vereinbarungen getroffen. Bislang sind aus einem ersten 

Paket („Bilaterale I“) sieben Abkommen in Kraft; Abkommen eines zwei-

ten Pakets („Bilaterale II“) sind ebenfalls bereits unterzeichnet und zum 

Teil bereits in Kraft.  

Ziel der politisch und rechtlich wohl bedeutendsten Abkommen ist die 

Einbindung der Schweiz in den relevanten Teil des gemeinschaftlichen Be-

sitzstandes; m.a.W. sollen die Abkommen in diesen Fällen sicherstellen, 

dass das Nicht-EU-Mitglied Schweiz an den entsprechenden Integrations-

schritten in der EU teilnehmen kann. Stichworte in diesem Zusammenhang 

sind insbesondere (aber nicht ausschließlich) die Abkommen zur Personen-

freizügigkeit und zu „Schengen/Dublin“. Gleichzeitig aber greift man aus 

institutioneller Sicht in den Abkommen auf ein „klassisches“ völkerrecht-

liches Instrumentarium zurück. Durch diese Vorgehensweise werden kom-

plexe Fragen in Bezug auf die Einbindung der Schweiz in den jeweiligen 

Teil das acquis communautaire aufgeworfen, denen im Folgenden – teil-

weise unter Bezugnahme auf Beispiele aus den Verträgen – nachgegangen 

werden soll.
48

 Diese Fragen – die von der Normenhierarchie über die Aus-

legung bis zur Anpassung an die Weiterentwicklung des Rechts in der EU 

gehen – sind vor allem vor dem Hintergrund zu sehen, dass die jeweiligen 

Antworten einerseits den „Erfolg“ der Einbindung der Schweiz in den je-

weiligen Teil des acquis communautaire bestimmen, andererseits aber 

auch in Beziehung zu der Situation im Falle eines Beitritts der Schweiz zur 

EU zu setzen sind. 
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 S. insoweit auch schon die ausführliche Untersuchung der rechtlichen Einbindung der 

Schweiz in den acquis communautaire über die bilateralen Verträge (auf denen die folgenden 

Ausführungen aufbauen, s. auch bereits die Zusammenfassung bei Astrid Epiney, Zu den „bi-

lateralen“ Verträgen der EG bzw. ihren Mitgliedstaaten und der Schweiz, GPR 2006, 2 ff.) 

bei Astrid Epiney/Annekathrin Meier/Robert Mosters, Die Kantone zwischen EU-Beitritt und 

bilateralem Weg: Bewertung ausgewählter europapolitischer Optionen aus rechtlicher Sicht / 

Les cantons entre adhésion à l’UE et „voie bilatérale“: appréciation d’options sélectionnées 

de politique européenne du point de vue juridique, in: Konferenz der Kantonsregierungen / 

Conférence des gouvernements cantonaux (Hrsg. / éd.), Zwischen EU-Beitritt und bilateralem 

Weg : Überlegungen und Reformbedarf aus kantonaler Sicht / Entre adhésion à l’UE et voie 

bilatérale: réflexions et besoin de réformes du point de vue des cantons. Expertenberichte im 

Auftrag der Arbeitsgruppe “Europa – Reformen der Kantone” / Rapports d’experts comman-

dés par le groupe de travail “Europe – Réformes des cantons”, 2006, 77 ff. 
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I. 

Überblick über die „Bilateralen I“ und die „Bilateralen II“ 

Das erste „Paket“ der sog. bilateralen und sektoriellen Abkommen
49

 zwi-

schen der EG bzw. ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweiz ande-

rerseits wurde am 21. Juni 1999 unterzeichnet und trat am 1. Juni 2002
50

 in 

Kraft. Es betrifft folgende Bereiche: 

- Personenfreizügigkeit; 

- Forschung;  

- technische Handelshemmnisse;  

- landwirtschaftliche Produkte; 

- Landverkehr;  

- Luftverkehr;  

- öffentliches Auftragswesen.  

Es ist im vorliegenden Rahmen nicht möglich, auf den Inhalt dieser Ab-

kommen einzugehen; herausgegriffen werden sollen aber die bereichsüber-

greifenden Charakteristika: 

- Die sieben Verträge stellen insofern ein „Paket“ dar, als die Abkommen 

– wie in den Schlussbestimmungen aller Abkommen niedergelegt – nur 

zusammen in Kraft treten konnten, und die Nichtverlängerung oder 

Kündigung eines der Abkommen dazu führt, dass auch alle anderen Ab-

kommen außer Kraft treten bzw. nicht mehr angewandt werden. 

- Gleichwohl handelt es sich um jeweils getrennte, in sich geschlossene 

Vertragswerke; ein irgendwie geartetes Rahmenabkommen – das etwa 

gemeinsame, bereichsübergreifende Fragen regelt – gibt es nicht. So 

sind auch die „institutionellen“ Bestimmungen jeweils in den verschie-

denen Abkommen für jeden Bereich geregelt. Daher gibt es z.B. sieben 

Gemischte Ausschüsse oder sieben verschiedene Regimes in Bezug auf 

die Weiterentwicklung des Vertragsinhalts. 
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 Der Ausdruck „bilaterale Abkommen“ ist im Gegensatz zu dem als multilateral angesehe-

nen Ansatz des EWR zu sehen. Aus rechtlicher Sicht ist er jedoch zumindest ungenau, da die 

Abkommen teilweise multilaterale Abkommen (da die Mitgliedstaaten beteiligt sind) darstel-

len. Daher trifft der Ausdruck „sektorielle Abkommen“ die Rechtslage eigentlich besser, da 

er Bezug auf die bereichsspezifische Regelung der verschiedenen Dossiers nimmt. Gleich-

wohl werden im Folgenden die inzwischen gebräuchlichen Ausdrücke „Bilaterale I“ und „Bi-

laterale II“ verwandt.  
50

 Für die Texte aller Abkommen siehe BBl 1999, 6489 ff.; ABl 2002 L 114, 1 ff.  
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- Die Abkommen stellen – im Gegensatz zum EWR – keine „Integrati-

onsverträge“ in dem Sinn einer echten Einbindung in die Integration der 

EU-Staaten dar; vielmehr handelt es sich in Bezug auf die Form um 

„klassische“ völkerrechtliche Instrumente, die auf dem Prinzip der 

Gleichwertigkeit der Gesetzgebung bzw. Standards beruhen und deren 

zentrale Organe die aus Vertretern der Vertragsparteien zusammenge-

setzten und einstimmig entscheidenden Gemischten Ausschüsse sind, 

denen u.a. die Wahrung der korrekten Anwendung der Verträge, die 

Beilegung von Streitigkeiten sowie die Modifikation gewisser Teile der 

Abkommen obliegen. Es erfolgt also gerade keine eigentliche Über-

nahme der einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen Regelungen
51

. 

Gleichwohl – und dies gilt insbesondere für das Personenfreizügigkeits-

abkommen
52

 – wird andererseits eine Teilnahme an dem entsprechenden 

Ausschnitt des acquis communautaire bezweckt
53

. 

Bald nach Abschluss der sog. „Bilateralen I“ wurden die Verhandlungen 

zu den sog. „Bilateralen II“ aufgenommen
54

. Diese befassen sich einerseits 

mit den „Restthemen“ („left overs“) der Bilateralen I, andererseits betref-

fen sie neue politische Anliegen beider Seiten. So brachte die EU die Dos-

siers Zinsbesteuerung und Betrugsbekämpfung in die Verhandlungen ein, 

worauf die Schweiz ihr Interesse an einer „Teilnahme“ an „Schengen“ und 

„Dublin“ kundtat. Damit umfasst das Paket der „Bilateralen II“ – nach der 

Zurückstellung des Dienstleistungsdossiers – folgende Bereiche: 

- Besteuerung der Ruhegehälter von in der Schweiz ansässigen EU-

Beamten; 

- verarbeitete Landwirtschaftsprodukte; 

- Teilnahme der Schweiz an der Europäischen Umweltagentur; 

- Zusammenarbeit im Bereich der Statistik; 
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 Eine Ausnahme stellt hier das Luftverkehrsabkommen dar, das in verschiedener Hinsicht 

eine „echte“ Integration in den gemeinschaftlichen Besitzstand vorsieht, insbesondere in Be-

zug auf die Befugnisse der Organe der Gemeinschaft, vgl. Art. 20 Luftverkehrabkommen.  
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 Ausführlich zu diesem Astrid Epiney, Zur Bedeutung der Rechtsprechung des EuGH für 

Anwendung und Auslegung des Personenfreizügigkeitsabkommens, Zeitschrift des Berni-

schen Juristenvereins (ZBJV) 2005, 1 ff.; Astrid Epiney, Das Abkommen über die Personen-

freizügigkeit – Überblick und ausgewählte Aspekte, in: Alberto Achermann/Astrid Epi-

ney/Walter Kälin/Minh Son Nguyen (Hrsg.), Jahrbuch für Migrationsrecht / Annuaire du dro-

it de la migration 2004/2005, 2005, 45 ff. 
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 Vgl. insofern auch noch die Ausführungen unten B.II. 
54

 Text und Botschaft zu den Bilateralen II in BBl. 2004, 5965 ff. Zu den Bilateralen Ab-

kommen I und II die Beiträge in Daniel Thürer/Rolf H. Weber/Wolfgang Protmann/Andreas 

Kellerhals (Hrsg.), Bilaterale Verträge I & II Schweiz – EU. Handbuch, 2007.  
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- Teilnahme der Schweiz an verschiedenen Programmen in den Bereichen 

Bildung, Berufsbildung und Jugend; 

- Teilnahme an „Dublin“ und am „Schengen-acquis“; 

- Zinsbesteuerung; 

- Betrugsbekämpfung.  

Die drei zuletzt genannten Dossiers stießen auf beträchtliche Schwierigkei-

ten in den Verhandlungen, insbesondere wegen der (potenziellen) Betrof-

fenheit des Bankgeheimnisses – so wie es derzeit in der Schweiz geregelt 

ist – durch die zu vereinbarenden Abkommenstexte
55

. Es konnte gleich-

wohl eine Einigung erzielt werden
56

, und die Abkommen wurden im Okto-

ber 2004 unterzeichnet; im Juni 2005 wurde der entsprechende Bundesbe-

schluss in einem Referendum vom Volk in der Schweiz gutgeheißen. Eini-

ge der Abkommen sind bereits in Kraft getreten; bei den verbleibenden 

wird hiermit in Bälde gerechnet. Interessant in unserem Zusammenhang 

sind insbesondere die den Schengen- und Dublin-Besitzstand betreffenden 

Abkommen, ist hier doch – immer auf der Grundlage eines in der Form 

völkerrechtlichen Ansatzes – eine echte Einbindung der Schweiz in den 

entsprechenden Teil des acquis communautaire vorgesehen, unter Ein-

schluss einer grundsätzlichen Pflicht zur Übernahme seiner Weiterentwick-

lung
57

. Ansonsten ist zu bemerken, dass die verschiedenen Abkommen der 

„Bilateralen II“ aus rechtlicher Sicht – im Gegensatz zu den „Bilateralen I“ 

nicht miteinander verknüpft sind, sondern voneinander unabhängige Ab-

kommen sind, wobei aber eine Verknüpfung aus politischer Sicht (teilwei-

se) hergestellt wird. 
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 Hierzu Astrid Epiney, Rechtshilfe in Strafsachen in der EU, EuZW 2003, 421 (426 f.). 
56

 Vgl. insbesondere Art. 7 Schengen-Assoziierung. Hierzu ausführlich Monique Jametti 

Greiner/Hanspeter Pfenninger, Der Schutz des schweizerischen Bankgeheimnisses im Ab-

kommen zur Assoziierung der Schweiz an Schengen, Aktuelle Juristische Praxis 2005, 159 ff. 
57

 Das Abkommen ist denn auch in weiten Teilen parallel wie die Assoziierungsabkommen 

mit Norwegen und Island ausgestaltet. Hierzu Astrid Epiney, Schengen, Dublin und die 

Schweiz, Aktuelle Juristische Praxis (AJP) 2002, 300 (304 ff.).  
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II. 

Zur Einbindung der Schweiz in den acquis communautaire: 

ausgewählte Aspekte 

1. Abkommensrechtliche Verpflichtungen: zu den Rechtswirkungen der bi-

lateralen Abkommen 

Versucht man, die genauen Rechtswirkungen der von der Schweiz abge-

schlossenen bilateralen Verträge zu eruieren, so ist zunächst zwischen ver-

schiedenen „Kategorien“ von Pflichten zu unterscheiden, je nach der Art 

und Weise sowie der Reichweite ihrer „Annäherung“ an bereits in der EU 

geltende Vorschriften
58

: 

- Zunächst kann in einem Abkommen direkt auf gemeinschaftsrechtliche 

Rechtsakte Bezug genommen werden und die Schweiz verpflichtet wer-

den, in der Schweiz eine diesen Vorgaben entsprechende Rechtslage si-

cherzustellen. Diese Technik wird häufig beim Verweis auf Sekundär-

rechtsakte, die oft technischer Natur sind, verwandt. 

 So enthalten etwa Anhänge II und III zum Personenfreizügigkeitsab-

kommen Listen von Rechtsakten, die die Schweiz im Ergebnis anzu-

wenden hat („gleichwertige Rechtsetzung“). Entsprechend listet Anhang 

1 des Abkommens über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene 

und Straße eine ganze Reihe technischer Vorschriften auf, wobei die 

Schweiz Rechtsvorschriften anzuwenden hat, die den gemeinschaftli-

chen Vorschriften „gleichwertig“ sind. Aber auch die Schengen- und 

Dublin-Abkommen nehmen hinsichtlich der materiellen Pflichten im 

Wesentlichen auf den acquis communautaire Bezug. 

- Weiter können die Verpflichtungen der Schweiz zwar im Abkommen 

selbst (bzw. in Anhängen) formuliert werden, wobei sich ihr Inhalt je-

doch weitgehend oder gar vollständig an die Situation in der Gemein-

schaft anlehnt. 

 So übernimmt etwa Anhang I des Personenfreizügigkeitsabkommens 

teilweise wörtlich gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen oder formu-

liert sinngemäß parallele Verpflichtungen wie diejenigen, die im Ge-

meinschaftsrecht zur Anwendung kommen. Aber auch Art. 1 Abs. 3 des 

Landverkehrsabkommens nimmt sinngemäß auf das Diskriminierungs-

verbot des Art. 12 EGV Bezug; ähnliches gilt für das in Art. 6 des Ab-

kommens über bestimmte Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens 

formulierte Diskriminierungsverbot. 
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 Dabei wird im Folgenden jeweils beispielhaft auf gewisse Abkommen hingewiesen.  
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- Schließlich können die bilateralen Verträge auch völlig „autonome“ 

Bestimmungen enthalten, also solche, die sich nicht in irgendeiner Form 

an den acquis communautaire anlehnen. 

 Dies ist etwa bei weiten Teilen des Betrugsabkommens sowie Teilen 

des Landverkehrsabkommens der Fall. 

Soweit „direkt oder indirekt“ auf den acquis communautaire zurückgegrif-

fen wird
59

, stellt sich die komplexe Frage, ob und inwieweit derartige Best-

immungen parallel zur Rechtslage im Gemeinschaftsrecht auszulegen sind. 

Diese Frage ist – da es sich um völkerrechtliche Verträge handelt – ausge-

hend von völkerrechtlichen Auslegungsmethoden und jeweils gesondert 

für die verschiedenen Abkommen zu beantworten. Jedenfalls in den Fällen, 

in denen der Regelungszweck des Abkommens klar erkennen lässt, dass 

eine parallele Rechtslage angestrebt wird, spricht grundsätzlich Vieles für 

eine parallele Auslegung, wobei jedoch noch der zeitliche Bezugsrahmen 

zu präzisieren ist
60

. Jedenfalls bringt es die in weiten und insbesondere be-

deutenden Teilen der bilateralen Abkommen angewandte Regelungstech-

nik der „Übernahme gemeinschaftlichen Besitzstands“ mit sich, dass kom-

plexe Auslegungsprobleme aufgeworfen werden, kann doch nicht von 

Vornherein von einer in jeder Hinsicht parallelen Auslegung ausgegangen 

werden, so dass der Bedeutungsgehalt jeder Bestimmung im Einzelfall zu 

ermitteln ist, was eine erhebliche Rechtsunsicherheit nach sich zieht. 

Hinzu kommt, dass der Rechtsschutz in der Schweiz – wo die Abkommen 

aufgrund des monistischen Verständnisses zwischen Völker- und Landes-

recht als solche gelten und bestimmte Regelungen self executing sind
61

 – 

insofern „autonom“ ausgestaltet ist, als schweizerischen Gerichten der Zu-

gang zum EuGH über das Vorabentscheidungsverfahren verwehrt ist. Da-

mit einher geht die Gefahr einer divergierenden Rechtsprechung in Bezug 

auf die Auslegung der Abkommen durch den EuGH einerseits (der die Ab-

kommen als integrierende Bestandteile des Gemeinschaftsrechts in der EU 

auszulegen hat), und der Schweiz andererseits, was ebenfalls der Rechtssi-

cherheit nicht zuträglich ist. So ist es etwa denkbar, dass schweizerische 

Gerichte eine bestimmte, sich aus einem der Abkommen ergebende 

Rechtsfrage in einem Sinn entscheiden, der EuGH aber später in einem an-

deren Sinn urteilt, womit die Frage aufgeworfen wird, ob die schweizeri-
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 Soweit „autonome“ Verpflichtungen vorgesehen sind, ergeben sich im Verhältnis zu sons-

tigen völkerrechtlichen Verträgen keine besonderen Probleme.  
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 Ausführlich zur Problematik in Bezug auf das Personenfreizügigkeitsabkommen Epiney, 

ZBJV 2005 (Fn. 52), 1 ff.  
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 Hierzu etwa Daniel Wüger, Anwendbarkeit und Justiziabilität völkerrechtlicher Normen im 

schweizerischen Recht: Grundlagen, Methoden und Kriterien, 2005, passim.   
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schen Gerichte ihre Rechtsprechung nicht modifizieren werden oder gar 

müssen. 

Damit in engem Zusammenhang steht die (allgemeine) Frage nach der Re-

levanz der Rechtsprechung des EuGH in den Fällen, in denen bilaterale 

Abkommen auf Teile des acquis communautaire Bezug nehmen. Teilweise 

enthalten die Abkommen hier selbst (direkte oder „indirekte“) Berücksich-

tigungspflichten (für die vor der Unterzeichnung des Abkommens ergan-

genen Urteile), wie Art. 16 Abs. 2 Personenfreizügigkeitsabkommen oder 

das Schengen-Assoziierungsabkommen, das bei einer relevanten Abwei-

chung der Rechtsprechung grundsätzlich die Beendigung des Abkommens 

vorsieht. Teilweise aber fehlt jeder Bezug zur Rechtsprechung des EuGH, 

obwohl die Abkommen auf gemeinschaftsrechtliche Begriffe Bezug neh-

men. In jedem Fall ist die genaue Relevanz der Rechtsprechung des EuGH 

präzisierungsbedürftig und ergibt sich nicht eindeutig aus den Abkommen: 

Ist ein Rückgriff auf die Rechtsprechung vorgesehen, fragt es sich, welche 

Urteile nun genau einschlägig sind und wie die zu berücksichtigende „alte“ 

Rechtsprechung von der „neuen“ Rechtsprechung (also die nach der Unter-

zeichnung ergangene) abzugrenzen ist. Ist keine Berücksichtigungspflicht 

vorgesehen, könnte aber gleichwohl einiges für einen Rückgriff des EuGH 

auf die Rechtsprechung sprechen, da die Zielsetzung der Abkommen im 

Falle der Bezugnahme auf Teile des acquis communautaire dahin geht, im 

Verhältnis zur Schweiz ein paralleles Rechtsregime zu errichten. Deutlich 

wird damit aber auch, dass es häufig unklar sein wird, ob und inwieweit 

die Rechtsprechung des EuGH für die Entscheidung eines bestimmten 

Streitfalles zu berücksichtigen ist, was ebenfalls der Rechtssicherheit ab-

träglich ist. 

2. Weiterentwicklung der Abkommen  

Der „klassische“ völkerrechtliche Ansatz der bilateralen Verträge impli-

ziert, dass sie – insoweit auch im Gegensatz zum EWR-Vertrag – grund-

sätzlich statische Verpflichtungen beinhalten und den Gemischten Aus-

schüssen sowohl bei der Streitbeilegung als auch bei der Weiterentwick-

lung der Verträge eine bedeutende Rolle zugestehen. Bezugnehmend auf 

die „Übernahme“ des acquis communautaire impliziert dieser Ansatz, dass 

immer auf die jeweils bei der Unterzeichnung geltende Fassung des Ge-

meinschaftsrechts (teilweise, wie erwähnt, auch unter Einschluss der 

Rechtsprechung) Bezug genommen wird; wird dieses modifiziert, findet 

eine solche Modifikation gerade nicht „automatisch“ Eingang in die bilate-

ralen Abkommen. Allerdings sollen die Abkommen – jedenfalls soweit 

„direkt oder indirekt“ auf den acquis communautaire Bezug genommen 

wird – im Verhältnis zur Schweiz eine parallele Rechtslage wie innerhalb 

der EU gewährleisten. Dieses Ziel würde aber nicht erreicht, wenn die bi-
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lateralen Verträge sich nicht an die Weiterentwicklungen des Gemein-

schaftsrechts anpassen könnten. Daher sehen die Abkommen in der Regel 

spezifische Bestimmungen für die Übernahme neuen einschlägigen Ge-

meinschaftsrechts vor, wobei in Bezug auf die Rechtsetzung im Wesentli-

chen zwischen zwei großen „Übernahmemechanismen“ unterschieden 

werden kann
62

: 

- Entweder der Gemischte Ausschuss kann die einschlägigen Bestimmun-

gen (in der Regel der Anhänge) in eigener Kompetenz modifizieren, 

was in verschiedenen der bilateralen Abkommen vorgesehen ist. 

- Oder aber das Abkommen sieht eine grundsätzliche Pflicht zur Über-

nahme der einschlägigen Weiterentwicklung des acquis communautaire 

vor, wobei sich die Übernahme aber nach innerstaatlichen Vorschriften 

richtet und im Falle der Nichtübernahme eine Beendigung des Abkom-

mens vorgesehen ist. Diese Variante ist bislang bei der Schengen- und 

Dublinassoziierung vorgesehen. 

III. 

Die „Bilateralen Verträge“ als Instrument der Einbindung der 

Schweiz in den Verfassungsverbund der Europäischen Union?  

Die bilateralen Verträge zielen – jedenfalls soweit sie, was für die politisch 

und rechtlich bedeutendsten unter ihnen weitgehend der Fall ist, Teile des 

gemeinschaftlichen Besitzstandes übernehmen – auf einen Einbezug der 

Schweiz in den jeweiligen Teil des acquis communautaire ab. In instru-

menteller Hinsicht möchte man dies durch einen Rückgriff auf rein völker-

rechtliche Instrumente sicherstellen. So sind denn auch die bilateralen Ver-

träge formal als rein völkerrechtliche Instrumente ohne einen „Integrat i-

onscharakter“ – im Gegensatz etwa zum EWR – ausgestaltet. Analysiert 

man aber im Einzelnen die Art und Weise der Einbindung der Schweiz in 

den gemeinschaftlichen Besitzstand, so kann zusammenfassend Folgendes 

festgehalten werden (immer soweit es um die „direkte oder indirekte 

Übernahme“ des acquis communautaire geht): 

- Weite Teile der politische bedeutendsten Bilateralen Abkommen greifen 

– wie erörtert – in der einen oder anderen Weise auf gemeinschafts-

rechtliche bzw. unionsrechtliche Bestimmungen zurück. Ihre Auslegung 
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 Berücksichtigt werden hier nur solche Mechanismen, die bereits in den Abkommen selbst 

angelegt sind. Darüber hinaus können die Abkommen natürlich jederzeit modifiziert werden, 

was aber grundsätzlich die Anwendung des üblichen, eher schwerfälligen völkerrechtlichen 

Vertragsschlussverfahrens impliziert.  
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hat grundsätzlich parallel wie diejenige der entsprechenden gemein-

schaftlichen Bestimmungen zu erfolgen, und zukünftige Rechtsentwick-

lungen in der EU werden in der Regel de facto auch im Rahmen der Bi-

lateralen Abkommen in der einen oder anderen Form nachvollzogen o-

der sind gar rechtlich zwingend zu beachten.  

- Damit erfolgt im Anwendungsbereich der Bilateralen Abkommen inso-

weit eine Einbindung der Schweiz in den acquis communautaire, der 

auch mit der Anwendung einer Reihe von verfassungsrechtlichen 

Grundsätzen (man denke etwa an das Verbot der Diskriminierung aus 

Gründen der Staatsangehörigkeit) verbunden ist.  

- Insofern erscheint es gerechtfertigt, von einer Art „Teilmitgliedschaft 

ohne Mitbestimmung“ der Schweiz zu sprechen.  

Es ist gleichzeitig nicht zu verkennen, dass die Rechtswirkungen der dem 

Gemeinschaftsrecht entsprechenden Bestimmungen der bilateralen Ab-

kommen in beachtlichem Maße unklar bleiben, wobei insbesondere die 

Frage nach der „Anlehnung“ an die im Gemeinschaftsrecht herangezogene 

Auslegung und die Relevanz der Rechtsprechung des EuGH von Bedeu-

tung ist. Die diesbezüglichen Unsicherheiten lassen sich wohl nur be-

schränkt durch die Formulierung hier maßgeblicher allgemeiner Prinzipien 

ausräumen, so dass letztlich eine gewisse Rechtsunsicherheit in Bezug auf 

die Auslegung zahlreicher Bestimmungen der Abkommen herrscht. So ist 

es etwa bezeichnend, dass in der Schweiz das Zürcher Sozialversiche-

rungsgericht und der Bundesrat (die Regierung) in Bezug auf die Reich-

weite der im Personenfreizügigkeitsabkommen verankerten (passiven) 

Dienstleistungsfreiheit gegensätzliche Ansichten vertreten
63

. Für die 

Rechtsunterworfenen ist diese Situation insofern misslich, als zahlreiche 

Auslegungsfragen – die im Gemeinschaftsrecht relativ klar zu beantworten 

wären – erst gerichtlich geklärt werden müssen. 

Letztlich erfolgt damit mit weiten Teilen der bilateralen Abkommen eine 

Art „Teilintegration“ in die Unionsrechtsordnung, die durch den sog. „sta-

tischen Charakter“ der Abkommen nur unwesentlich relativiert wird, ohne 

dass dem allerdings die Vorteile eines EU-Beitritts – insbesondere eine 

gewisse Rechtssicherheit, Rechtsschutz und Mitentscheidungsrechte – ge-

genüberstehen. Je weiter der materielle Anwendungsbereich einer solchen 

„Teilintegration ohne Mitgliedstatus“ ausfällt, desto mehr stößt er nach der 

hier vertretenen Ansicht an die aufgezeigten rechtlichen und politischen 

Grenzen, so dass eine Weiterführung des „bilateralen Weges“ unweigerlich 
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 Vgl. Sozialversicherungsgericht des Kantons Zürich, Urteil v. 19.2.2004, IV.2003.00221, 

E. 6. Zum Problemkreis Epiney, Jahrbuch für Migrationsrecht 2004/2005 (Fn. 52), 45 (59 ff.).  
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die Frage nach der Abwägung seiner Vor- und Nachteile mit den Vor- und 

Nachteilen einer EU-Mitgliedschaft aufwirft. 

Jedenfalls kann gegen eine EU-Mitgliedschaft nicht grundsätzlich die 

Ausgestaltung der direkten Demokratie in der Schweiz geltend gemacht 

werden.
64

 Zwar hätte die Schweiz im Falle eines EU-Beitritts selbstredend 

den Vorrang des Gemeinschaftsrechts zu beachten, so dass sicherzustellen 

wäre, dass in der Schweiz keine Rechtsvorschriften gelten, die dem Ge-

meinschaftsrecht zuwiderlaufen und alle Rechtsvorschriften erlassen wer-

den können, die aufgrund gemeinschaftsrechtlicher Verpflichtungen zu er-

lassen sind (was insbesondere bei der Umsetzung von Richtlinien relevant 

wird). Diese an die nationale Rechtsetzung und -anwendung gestellten An-

forderungen gelten in dem skizzierten Umfang für alle Mitgliedstaaten 

gleichermassen. Sie beruhen letztlich auf der durch einen Beitritt zur EU 

implizierten Übertragung von Hoheitsrechten von den Mitgliedstaaten auf 

die Europäischen Gemeinschaften. Deutlich wird damit auch, dass die 

Kompetenzverluste im Ergebnis für alle Mitgliedstaaten den gleichen Um-

fang annehmen; lediglich die konkret mit der Ausübung von Hoheitsgewalt 

betrauten Organe (Regierung, Parlament oder aber auch das Volk) variie-

ren. Daher ist es zumindest irreführend zu suggerieren, für die Schweiz 

habe ein EU-Beitritt besonders weitgehende Folgen. Nicht zu verkennen 

ist jedoch, dass die auf dem nationalen (Verfassungs-) Recht beruhende 

Kompetenzverteilung ggf. besondere Probleme aufwerfen kann, was in 

Teilen für die Ausgestaltung der direkt-demokratischen Rechte gelten mag.  

Fragt man auf dieser Grundlage nach den konkreten Auswirkungen eines 

EU-Beitritts auf die direkte Demokratie, so ist zunächst zu betonen, dass 

dem Gemeinschaftsrecht in Bezug auf die Beachtung seines Vorrangs le-

diglich „Ergebnisverpflichtungen“ in dem Sinn zu entnehmen sind, dass 

die Mitgliedstaaten die skizzierten Vorgaben beachten müssen; auf welche 

Weise sie dies aber genau tun, bleibt ihnen überlassen. Daher sind die Mit-

gliedstaaten etwa auch nicht verpflichtet, bestimmte Verfahren oder Kon-

trollmechanismen vorzusehen, die (zumindest in der Regel) die Einhaltung 
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 Es ist interessant festzustellen, dass die zahlreichen rechtswissenschaftlichen Untersuchun-

gen, die sich mit dieser Frage befasst haben, grossmehrheitlich im Ergebnis übereinstimmend 

zum Schluss kommen, dass hier keine „Unvereinbarkeit“ besteht. Vgl. Epi-

ney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie und Europäische Union (Fn. 6), 

passim, mit zahlreichen weiteren Nachweisen; s. neuerdings auch den Überblick bei Daniel 

Thürer, Verfassungsfragen rund um einen möglichen Beitritt der Schweiz zur Europäischen 

Union, SZIER 2005, 21 (34 ff.). Gerade in neuerer Zeit wird – soweit ersichtlich – in der 

rechtswissenschaftlichen Literatur nicht mehr vertreten, ein EU-Beitritt sei per se mit den 

Mechanismen der direkten Demokratie nicht vereinbar bzw. ziehe letztlich ihre Bedeutungs-

losigkeit nach sich. Auch der Bundesrat kommt in seinem Integrationsbericht zu diesem Er-

gebnis, Bundesrat, Schweiz – Europäische Union, Integrationsbericht, 1999, Sonderdruck, 

332 ff. 



Europas Verfassungsgemeinschaft – staatsrechtliche Perspektive 

des Gemeinschaftsrechts sicherzustellen vermögen. Die Existenz direkt-

demokratischer Recht auf nationaler Ebene ist somit als solche aus ge-

meinschaftsrechtlicher Sicht unproblematisch, so dass Form und Instru-

mente der bestehenden direkt-demokratischen Rechte im Falle eines EU-

Beitritts grundsätzlich unberührt bleiben; sie könnten im Wesentlichen 

nach den auch bislang zur Anwendung kommenden Grundsätzen zur Gel-

tung kommen. Fraglich ist jedoch, ob aufgrund der spezifischen Anforde-

rungen des Gemeinschaftsrechts nicht gewisse Anpassungen der Funkti-

onsweise der Volksrechte opportun sein könnten.
65

  

Wenn somit also die Existenz der direkt-demokratischen Instrumente durch 

einen EU-Beitritt keineswegs in Frage gestellt würde und diese damit auch 

keine grundsätzlichen Hindernisse für einen solchen darstellen, ist jedoch 

nicht zu verkennen, dass der materielle Anwendungsbereich der Volks-

rechte durchaus erheblich eingeschränkt würde, zwar nicht in dem Aus-

mass, in dem Hoheitsgewalt auf die EU übertragen würde (nimmt die Ge-

meinschaft ihre Kompetenzen doch häufig nicht oder nicht umfassend 

wahr, so dass insoweit die Mitgliedstaaten bei den sog. „konkurrierenden“ 

Kompetenzen tätig werden können), jedoch in dem Ausmass, in dem (aus-

nahmsweise) ausschliessliche Kompetenzen der Gemeinschaft bestehen 

(wie insbesondere im Aussenwirtschaftsrecht) oder die Gemeinschaft an-

sonsten von ihren Kompetenzen Gebrauch gemacht und für die Mitglied-

staaten Vorgaben formuliert hat, die diese nicht unterlaufen dürfen. Das 

genaue Ausmass der Einschränkung der direkt-demokratischen Rechte 

lässt sich damit nur bereichsspezifisch in Anknüpfung an den Stand des 

Gemeinschaftsrechts eruieren, und es bleibt daran zu erinnern, dass nicht 

nur zahlreiche Kompetenzen der Gemeinschaft in ihrem Anwendungsbe-

reich beschränkt sind, sondern die Gemeinschaft auch teilweise nicht oder 

nur ausschnittsweise von ihren Kompetenzen Gebrauch macht.
66

 Die ei-

gentliche Frage, die durch die Problematik EU-Beitritt und Volksrecht 

aufgeworfen wird, betrifft damit nicht die Unvereinbarkeit derselben mit 

einem EU-Beitritt, sondern diejenige danach, ob die mit einem EU-Beitritt 

verbundene Übertragung von Hoheitsrechten gewollt ist. Zu erinnern bleibt 

im Übrigen an den bereits erwähnten Befund, dass auch im Falle einer wei-

teren Verfolgung des „Bilateralen Weges“ – trotz der vollumfänglichen 

auch materiellen Anwendung der direkt-demokratischen Rechte – ein er-
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 Hierzu bereits ausführlich Epiney/Siegwart/Cottier/Refaeil, Schweizerische Demokratie 

und EU (Fn. 6), 289 ff. 
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 Insofern ist es also ungenau, das Ausmass der materiellen Einschränkung des Anwen-

dungsbereichs der direkt-demokratischen Rechte mit dem Ausmass der Übertragung der Ho-

heitsgewalt gleichzusetzen. Vgl. zu diesem Aspekt auch Pascal Mahon/Christoph Müller, 

Adhésion de la Suisse à l’Union européenne et démocratie directe, in: Thomas Cottier/Alwin 

R. Kopse (Hrsg.), Beitritt der Schweiz zur EU, 1998, 449 (469 f.). 
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heblicher Anpassungsdruck in zahlreichen Gebieten – deren qualitativer 

Umfang insgesamt im Steigen begriffen sein dürfte – besteht bzw. bestün-

de, so dass hier durchaus von einer gewissen „faktischen Beschränkung“ 

der Volksrechte gesprochen werden kann.
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  Vgl. in diesem Zusammenhang auch schon die Bemerkungen bei Thierry Tanquerel, 

La Suisse doit-elle choisir entre l’Europe et la démocratie directe?, ZSR 1991 I, 187 (196): „Il 

apparaît, en définitive, qu’en cas de non-adhésion à la communauté, seul le champ 

d’intervention théorique des droit populaires sera sauvegardé. Les traités destinés à éviter 

notre marginalisation, combinés aux contraintes de fait imposées par le grand marché euro-

péen, réduiront la marge de manœuvre des électeurs. Quantitativement, cette réduction sera 

peut-être légèrement moins importante que dans le cas d’une adhésion, mais, qualitativement, 

il s’agira bien d’une perte sèche pour la démocratie puisqu’aucune participation, même indi-

recte, au processus de décision communautaire ne sera offerte aux citoyens suisses.“ I. Erg. 

übereinstimmend etwa Mahon/Müller, in: Beitritt der Schweiz zur EU (Fn. 66), 449 (470 ff.).  


